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Über den Autor 

Roman Just ist in der Welt der Literatur in verschiedenen 

Genres unterwegs. Mit den Thrillern der "Tatort-Boston-

Reihe" hat er den Einstieg in die Literaturwelt begonnen, sie 

dann mit den "Gelsenkrimis" fortgesetzt. Neben den Thril-

lern und Krimis arbeitet er an einer mehrteiligen Dystopie 

und einer historischen Familiensaga, hinzu kommen Aus-

flüge in andere Genres. 

Der Autor und bekennender Selfpublisher ist Jahrgang 1961, 

lebt in Gelsenkirchen, leidet mit dem vor Ort ansässigen 

Fußballclub seit 1971 zu allen Zeiten mit, spielt außerdem 

gerne mit Mitmenschen Schach und beschäftigt sich leider 

nur noch gelegentlich mit der Astronomie. 

Der Selfpublisher betreibt auf seiner Homepage zu allen sei-

nen veröffentlichten Titeln Leserunden, außerdem bietet er 

einen Leserkreis, an dem ebenfalls aktiv teilgenommen wer-

den kann. 

Mehr über den Autor und seine Titel gibt es hier: 

https://www.gelsenkrimi.de 

https://www.gelsenkrimi.de/ueber-mich 

https://www.gelsenkrimi.de/leserkreis  

https://www.gelsenkrimi.de/gelsenshop   

https://www.gelsenkrimi.de/
https://www.gelsenkrimi.de/ueber-mich
https://www.gelsenkrimi.de/leserkreis
https://www.gelsenkrimi.de/gelsenshop
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Zur Person: 
Sternzeichen: Jungfrau 

Gewicht: Im Moment viel zu viel 

Erlernter Beruf: Kellner 

Derzeit tätig als: Autor/Selfpublisher 

Charaktereigenschaften: Impulsiv/Hilfsbereit 

Laster: Nie zufrieden mit einem Ergebnis 

Vorteil: Meistens sehr geduldig 

Er mag: Klare Aussagen 

Er mag nicht: Gier und Neid 

Er kann nicht: Den Mund halten 

Er kann: Zuhören 

Er verachtet: Tyrannen und selbstverliebte Subjekte 

Er liebt: Das Leben 

Er will: Ziele erreichen 

Er will nicht: Unterordnen 

Er steht für: Menschlichkeit 

Er verurteilt: Hass, Mobbing, Eitelkeit 

Er denkt: Auch Einfaches ist nicht einfach zu erledigen 

Er meint: Die Achtung und der Respekt vor der Würde eines 

Menschen werden durch das Gendern nicht gestärkt.  
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Führende Politiker 

Hans Frank  
Ab Oktober 1939 Leiter des Generalgouvernements 

ans Michael Frank, 23. Mai 1900 in Karlsruhe, ge-

boren, am 16. Oktober 1946 in Nürnberg gestor-

ben, war ein deutscher Jurist und Politiker. Wäh-

rend des Zweiten Weltkrieges war er Generalgouverneur 

der besetzten, aber nicht annektierten Gebiete Polens. Wegen 

der Brutalität seines Regimes als "Schlächter von Polen" be-

zeichnet, wurde er im Nürnberger Prozess gegen die Haupt-

kriegsverbrecher 1945/46 für schuldig befunden, Kriegsver-

brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit began-

gen zu haben, und schließlich hingerichtet. 

Frank hatte sich bereits 1919 der DAP, der Vorläuferin der 

NSDAP, angeschlossen. Er fungierte später zeitweise als 

Adolf Hitlers persönlicher Rechtsanwalt und war als Reichs-

rechtsführer höchster Jurist des NS-Staats. Nach 1933 orga-

nisierte er die Gleichschaltung der Justiz in Bayern und spä-

ter in ganz Deutschland. Er war Mitglied des Reichstags und 

Reichsminister ohne Geschäftsbereich. 

Hans Frank war der Sohn des aus Edenkoben stammenden 

Rechtsanwalts Karl Frank und dessen Frau Magdalena, ge-

borene Buchmaier. Er hatte zwei Geschwister, Karl Jr. und 

Elisabeth. Frank wuchs ab 1901 in München auf, unterbro-

chen von einer fünfjährigen Zeitspanne von 1903 bis 1908 in 

Rotthalmünster. Nachdem die Mutter 1908 die Familie ver-

lassen hatte, blieb er bei seinem Vater. Nach dem Abitur 1918 

H 
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am Maximiliansgymnasium München wurde er zur Infante-

rie eingezogen, kam jedoch nicht mehr an die Front. 

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges schloss er sich dem 

von Franz Ritter von Epp geführten Freikorps Epp an, das 

maßgeblich an der Niederschlagung der Münchner Rätere-

publik beteiligt war. Frank trat in München der völkisch-na-

tionalistischen Thule-Gesellschaft bei, wo er Anton Drexler, 

den Vorsitzenden der Deutschen Arbeiterpartei, kennen 

lernte. 1919 wurde er Mitglied der DAP. 

Von 1919 bis 1923 studierte Frank Rechts- und Wirtschafts-

wissenschaften, von 1919/20 bis zum Sommersemester 1921 

an der Universität München, 1921/22 an der Universität Kiel 

und ab dem Wintersemester 1922/23 wieder in München. 

Am 21. Juli 1923 bestand er dort die Abschlussprüfung. In 

München studierte er zudem bei Wilhelm Kisch. Mit der 

Dissertation "Die öffentlichrechtliche juristische Person", ein 

Beitrag zur Lehre des Merkmals der öffentlichen Rechtsper-

sönlichkeit wurde er 1924 in Kiel promoviert, Referent war 

Walter Jellinek. Das Imprimatur wurde am 19. September 

1924 erteilt. 

Im September 1923 erfolgte seine Aufnahme in die SA, ei-

nen Monat später trat Frank in die NSDAP ein. Zusammen 

mit Hitler und seinen Anhängern nahm Frank am 9. Novem-

ber 1923 in München am Marsch zur Feldherrnhalle, dem 

sogenannten Hitlerputsch teil, er zählte damit zum kleinen 

Kreis der Alten Kämpfer. Nach dem Scheitern des Putsches 

flüchtete Frank nach Italien, konnte jedoch 1924 nach Ein-

stellung des wegen der November-Ereignisse gegen ihn an-

hängigen Verfahrens nach München zurückkehren Am 2. 
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April 1925 heiratete Frank in München die aus Eitorf stam-

mende, in Forst, Lausitz, aufgewachsene Stenotypistin und 

Sekretärin im bayerischen Landtag Maria Brigitte Herbst 

Aus der Ehe gingen fünf Kinder hervor: zwei Töchter und 

drei Söhne, darunter Niklas Frank. Die Familie lebte auf ei-

nem Bauernhof im bayerischen Fischhausen, dem "Schober-

hof", den Frank 1936 erwarb. 

1926 bestand Frank das Staatsexamen. 1927 erhielt er laut 

Gerhard Schulz Artikel von 1961 in der Neuen Deutschen 

Biographie eine Assistentenstelle am juristischen Seminar 

der Technischen Hochschule München. Gemäß der biogra-

phischer Information im Reichstagshandbuch des Jahres 

1932 war Hans Frank 1927 Mitglied des Lehrkörpers der 

Technischen Hochschule, wirtschaftswissenschaftliche Ab-

teilung. Die wirtschaftswissenschaftliche Abteilung war 

1922 durch Integration der Handelshochschule München in 

die TH entstanden. In der NSDAP wurde er 1927 zweiter 

Beisitzer des Untersuchungs- und Schlichtungsausschusses 

der NSDAP-Reichsleitung. Frank trat in die Münchner An-

waltskanzlei seines Vaters ein, die er später übernahm, und 

verteidigte in der Weimarer Republik NS-Schläger und 

Funktionäre der NSDAP. 

1926 trat Frank vorübergehend aus der NSDAP aus. Er be-

gründete diesen Schritt mit Differenzen mit der Parteilei-

tung hinsichtlich deren Südtirol-Politik, kehrte aber ein Jahr 

später in die Partei zurück. 1928 gründete er den National-

sozialistischen Deutschen Juristenbund, ab 1936 NS-Rechts-

wahrerbund, die erste Fachorganisation der NSDAP, der er 

auch selbst vorstand. Bis 1933 trat er in über 2.400 Verfahren 
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als Rechtsvertreter in NS-Angelegenheiten vor Gericht auf. 

1929 ernannte Hitler ihn zum Leiter der Rechtsabteilung der 

NSDAP, ab 1935 Reichsrechtsamt der NSDAP. Als Rechts-

beistand unterstützte Frank Hitler bei dessen Zeugenaus-

sage im Ulmer Reichswehrprozess in Leipzig. Hitler schwor 

in diesem Prozess in einer propagandahaften Aktion am 25. 

September 1930, dass er die Macht im Staate nur legal errei-

chen wolle. Frank war Anwalt Hitlers auch in 40 weiteren 

Prozessen. 1931 erhielt Frank den Auftrag, Behauptungen 

über Hitlers jüdische Abstammung zu widerlegen. Er wurde 

dadurch zum intimen Kenner von Hitlers Abstammung und 

sah möglicherweise als einziger alle diesbezüglichen Doku-

mente, von denen später ein Teil verschwand. In den Me-

moiren, die er kurz vor seiner Hinrichtung niederschrieb, 

behauptete Frank, Maria Schicklgruber, die Mutter von Hit-

lers unehelich geborenem Vater Alois Hitler, sei als Köchin 

im Haushalt einer jüdischen Familie namens Frankenberger 

angestellt gewesen. Zwar wollte Frank nicht ganz ausschlie-

ßen, dass Hitlers Großvater demnach Jude gewesen sein 

könnte, er schrieb aber auch: "Dass Adolf Hitler bestimmt 

kein Judenblut in den Adern hatte, scheint mir aus seiner 

ganzen Art dermaßen eklatant erwiesen, dass es keines wei-

teren Wortes bedarf." Die Frankenberger-These, nach der 

Hitler möglicherweise "Vierteljude" gewesen sei, sorgte für 

Furore, gilt jedoch mittlerweile als widerlegt. 

1930 wurde Frank zum Abgeordneten des Reichstages ge-

wählt. Sein Mandat wurde bei den beiden Reichstagswahlen 

vom Juli und vom November 1932 bestätigt. Er gehörte dem 

Reichstag insgesamt mehr als vierzehn Jahre, vom Septem-
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ber 1930 bis zum Ende der NS-Diktatur im Frühjahr 1945, an. 

Nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten über-

nahm Frank es im Februar 1933, die Tätigkeit des Ausschus-

ses zur Wahrung der Rechte der Volksvertretung des Reichs-

tags praktisch zum Erliegen zu bringen: Unter seiner Füh-

rung störten nationalsozialistische Ausschussmitglieder bei 

der am 7. Februar 1933 stattfindenden ersten Zusammen-

kunft des Ausschusses nach der Reichstagsauflösung vom 1. 

Februar 1933 die Arbeit des Gremiums durch laute Schreie 

und Beschimpfungen der nicht-nationalsozialistischen Aus-

schussmitglieder, wodurch ein ordentliches Arbeiten un-

möglich wurde. In der folgenden Sitzung des Ausschusses 

am 14. Februar 1933 erklärte Frank den Vorsitzenden, den 

Sozialdemokraten Paul Löbe, zu Beginn der Sitzung für ab-

gesetzt und stieß ihn gewaltsam vom Platz des Vorsitzenden 

des Ausschusses weg, um dann die Sitzung selbst für eröff-

net zu erklären. Daraufhin verließen fast alle Abgeordneten 

anderer Parteien, außer der NSDAP, den Saal, womit die Tä-

tigkeit des Ausschusses, der als Überwachungsausschuss si-

cherstellen sollte, dass der Status des Parlaments als Macht-

faktor im Staat gegenüber der Reichsregierung gewahrt 

bliebe, faktisch ihr Ende fand. Frank leistete damit einen 

nicht unerheblichen Beitrag zur Zerschlagung des Parla-

mentarismus in Deutschland in den ersten Monaten des Jah-

res 1933. 

Nach der Übernahme der Regierungsgewalt in Bayern 

durch die Nationalsozialisten im März 1933 wurde Frank 

Justizminister von Bayern. Dieses Amt hatte er bis Dezember 

1934 inne. In seiner Amtszeit gelang im Juni 1934 die Ent-
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machtung der SA durch die Ermordung Ernst Röhms und 

zahlreicher SA-Führer. Zuvor war das Gerücht verbreitet 

worden, Röhm habe Putschpläne und ein "Röhm-Putsch" 

stehe bevor. Frank behauptete später, er habe gegen die Hin-

richtung Röhms und der SA-Führung, die ohne Gerichtsver-

fahren stattfand, protestiert, doch stellte sich dies als Lüge 

heraus. Frank sprach sich dennoch wiederholt gegen Tötun-

gen ohne formale Rechtsgrundlage aus. 

Am 8. März 1933 sandte Frank in einer Rede im bayeri-

schen Rundfunk "einen Gruß an seine unterdrückten Volks-

genossen in Österreich" und drohte, die NSDAP werde not-

falls "die Sicherung der Freiheit der deutschen Volksgenos-

sen in Österreich übernehmen". Die österreichische Regie-

rung protestierte offiziell in Berlin, Hitler lehnte jedoch die 

Verantwortung für Franks Worte ab. Im Mai 1933 begab sich 

Frank in Begleitung des preußischen Justizministers Hanns 

Kerrl und des stellvertretenden Ministers Roland Freisler 

nach Wien, um nationalsozialistische Propaganda zu betrei-

ben. Der österreichische Bundeskanzler Engelbert Dollfuß 

erklärte die Anwesenheit nationalsozialistischer Minister in 

Österreich für unerwünscht und wies Frank aus. Als Reak-

tion darauf verhängte Hitler die Tausendmarksperre, um die 

sehr stark vom Tourismus abhängige österreichische Wirt-

schaft zu schwächen, und die österreichischen Nationalsozi-

alisten starteten eine Welle von Terroranschlägen, dies 

führte schließlich am 19. Juni 1933 zum Verbot der NSDAP 

in Österreich. 

Frank wurde am 25. April 1933 im Zuge der Gleichschal-

tung der Juristen von Reichspräsident Paul von Hindenburg 
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zum "Reichskommissar für die Gleichschaltung der Justiz 

und für die Erneuerung der Rechtsordnung" ernannt, mit 

dem Ziel, neben den Justizbehörden auch die berufsständi-

schen Organisationen gleichzuschalten. Franks Ziel war es, 

sämtliche Mitglieder des Rechtsstandes in einer großen 

Zwangsorganisation zusammenzufassen, nationalsozialis-

tisch zu schulen und den Totalitätsanspruch der NSDAP in 

der Rechtspolitik durchzusetzen. 

Im Juni 1933 gründete Frank daher die "Akademie für 

Deutsches Recht", deren allein verantwortlicher Präsident er 

war und die ihm eine wichtige Bühne für seine Selbstbestä-

tigung bot. Politprominenz wie Göring, Goebbels und In-

nenminister Wilhelm Frick sowie Rudolf Heß und Alfred 

Rosenberg wurden zu Mitgliedern ernannt. Fördernd stan-

den ihr Großindustrielle wie Carl Bosch, Wilhelm von Opel 

und Fritz Thyssen zur Seite. Sitz wurde ein Patrizierhaus am 

Leipziger Platz in Berlin, das Frank nicht nur luxuriös aus-

statten ließ, sondern in dem in jedem Arbeitszimmer neben 

Hitlers Bild auch sein eigenes zu hängen hatte. In München 

baute Frank überdies 1936 bis 1939 ein "Haus des deutschen 

Rechts" in der Ludwigstraße, das später Sitz der Akademie 

war und das Hitler angeblich als "Oppositionsbude" be-

zeichnete. Franks Ambition, der Akademie "Anregung, Be-

gutachtung, Vorbereitung und Ausarbeitung von Gesetzes-

entwürfen" zu übertragen, rief allerdings den Reichsjustiz-

minister auf den Plan, der dies per Erlass unterband. Von 

den vielen Ausschüssen der Akademie für Deutsches Recht 

leitete Hans Frank persönlich den Ausschuss für Rechtsphi-

losophie. Frank war Gönner und Förderer von Carl Schmitt. 
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Frank kumulierte weitere Ämter als Reichsrechtsführer, 

Reichsleiter des Rechtsamtes der NSDAP sowie weitere 

Amtswürden in diversen Parteigliederungen und profilierte 

sich als Herausgeber zahlreicher juristischer Schriften und 

Periodika. Im Dezember 1934 trat er als Reichsminister ohne 

Geschäftsbereich in die Reichsregierung ein und pendelte 

zwischen seinen Dienstvillen in Berlin und München und 

dem Sitz der Familie in Bayern. 1936 wurden die Leitsätze 

über Stellung und Aufgaben des Richters veröffentlicht, in 

denen Frank die Bindung des Richters an den Führerwillen 

zur Forderung erhob: 

"Es ist nicht seine Aufgabe, einer über der Volksgemein-

schaft stehenden Rechtsordnung zur Anwendung zu verhel-

fen oder allgemeine Wertvorstellungen durchzusetzen. Viel-

mehr hat er die konkrete völkische Gemeinschaftsordnung 

zu wahren, Schädlinge auszumerzen, gemeinschaftswidri-

ges Verhalten zu ahnden und Streit unter den Gemein-

schaftsmitgliedern zu schlichten." 

Bei einem Vortrag über die nationalsozialistische Rechts-

politik im April 1936 in Rom lernte Frank Benito Mussolini 

kennen, mit dem ihn bald ein herzliches Verhältnis verband, 

nicht zuletzt, da er sich ohne Dolmetscher mit ihm unterhal-

ten konnte. Ende September 1936 reiste Frank erneut nach 

Rom, um Mussolini die Einladung Hitlers zu einem Besuch 

in Deutschland zu überbringen. Bei diesem Besuch war 

Frank Mussolinis persönlicher Betreuer und begleitete Hit-

ler beim Gegenbesuch in Rom im Mai 1938. Die geplante 

Entsendung Franks als deutscher Botschafter in Rom kam 

nicht zustande. 
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Am 16. Mai 1936 erklärte Frank, dass in Deutschland die 

Gewaltenteilung aufgehoben sei und die einzige Macht im 

Staat bei Hitler liege. Nach dem Anschluss Österreichs im 

März 1938 wurde die Gesellschaft für Rechts- und Staatswis-

senschaften durch den Präsidenten Frank am 1. Juni in die 

Akademie für Deutsches Recht eingegliedert und damit de-

ren Arbeit auf die Ostmark ausgedehnt. 

Am 24. September 1939 notierte der nationalsozialistische 

Chefideologe Alfred Rosenberg in seinem Tagebuch, dass 

die zukünftigen Beamten von Hans Frank in der dem Au-

ßenpolitischen Amt der NSDAP angegliederten Schule aus-

gebildet werden sollten. Er schrieb: "Frank, der kommende 

Zivilkommissar für Polen, hat mich gebeten, im Außenpoli-

tischen Schulungshaus alle seine Beamten in 4-wöchentli-

chen Kursen vorzubereiten. Habe ihm das zugesagt, viel-

leicht bringt man hier einigen einen weiteren Blick für die 

Probleme des Ostens bei." 

Am 26. Oktober 1939 trat Hans Frank sein Amt als Gene-

ralgouverneur der von der Wehrmacht besetzten Teile Po-

lens an. Das Generalgouvernement wurde nach der Ge-

bietsaufteilung im Rahmen des Deutsch-Sowjetischen 

Grenz- und Freundschaftsvertrag gebildet und von Frank 

als "Nebenland des Reiches" bezeichnet. Es umfasste ur-

sprünglich eine Fläche von 95.000 km² und wurde 1942 mit 

Galizien auf 142.000 km² erweitert. Das Generalgouverne-

ment wurde der Zuständigkeit des Deutschen Reiches un-

terstellt, jedoch nicht in das Staatsgebiet eingegliedert. 

Frank hatte seinen Amtssitz zunächst in Łódź, ab Novem-

ber 1939 residierte er auf der Krakauer Burg Wawel, dem 
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Stammsitz der polnischen Könige. Von den Parteigenossen 

wurde das Generalgouvernement bald spöttisch "Frank-

Reich" genannt, denn Frank herrschte als "deutscher Herren-

mensch" in Polen, beschäftigte eine Heerschar von Bediens-

teten, die er Gefolgschaft nannte, und plünderte Kunst-

schätze aus dem Besitz der katholischen Kirche und des pol-

nischen Adels. Er konkurrierte darin mit Reichsmarschall 

Göring, der den späteren SS-Oberführer Kajetan Mühlmann 

als Sonderbeauftragten für die Erfassung und Sicherung der 

Kunst- und Kulturschätze des Landes einsetzte. Ähnlich 

prunkvoll war auch Franks Privatresidenz Schloss Kressen-

dorf, polnisch Krzeszowice, ausgestattet, die er ebenfalls mit 

gestohlenen Möbeln aus polnischen Adelspalästen deko-

rierte. Goebbels notierte: "Frank regiert nicht, er herrscht" 

und bezeichnete ihn in seinem Tagebuch als "Halbverrück-

ten". Frank war kunstsinnig und musisch, er spielte Klavier, 

war Opernliebhaber, Schachspieler, Nietzsche-Kenner und 

pflegte Umgang mit Künstlern wie Gerhart Hauptmann, 

Winifred Wagner, Richard Strauss oder Hans Pfitzner, der 

ihm das am 2. Dezember 1944 unter Hans Swarowsky in 

Krakau uraufgeführte Orchesterwerk "Krakauer Begrü-

ßung" widmete. Frank förderte im Generalgouvernement 

die Gründung von Sportvereinen, in denen allerdings nur 

Reichsdeutsche und Volksdeutsche Mitglied werden konn-

ten, während Polen jeglicher organisierte Sport verboten 

war. Polnische Sportvereine ließ er auflösen, ihr Vermögen 

wurde den deutschen Sportgemeinschaften übertragen. 

1940 stiftete er den Bernsteinpokal, eine Sporttrophäe für die 

in der Gauliga Generalgouvernement registrierten Fußball-
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mannschaften. Frank forcierte eine kulturelle Kontrastpoli-

tik, mit der er die planmäßige Zerstörung des polnischen 

Kultur- und Geisteslebens im Generalgouvernement betrieb. 

Bereits in den ersten Tagen der Okkupation wurde die Uni-

versität Warschau geschlossen. Die Jagiellonen-Universität 

in Krakau wurde zu einer deutschen Lehranstalt, in der 

keine polnischen Studenten zugelassen waren. Ein Großteil 

ihrer polnischen Professoren wurde in der Sonderaktion 

Krakau in die Konzentrationslager Sachsenhausen und 

Dachau verschleppt, ein Teil dort ermordet. Auch höhere 

Schulen existierten bald nicht mehr, Polen verlor fast 30 Pro-

zent aller Wissenschaftler und Lehrer an Höheren Schulen. 

Gleichzeitig übernahmen deutsche Wissenschaftler im Ge-

neralgouvernement die "Treuhandschaft" über den Kultur- 

und Kunstbesitz des Landes. Hierzu schrieb Frank am 3. Ok-

tober 1939: 

"Danach kommt nur eine Ausnutzung des Landes durch 

rücksichtslose Ausschlachtung, Abtransport aller für die 

deutsche Kriegswirtschaft wichtigen Vorräte, Rohstoffe, 

Maschinen, Fabrikationseinrichtungen usw., Heranziehung 

der Arbeitskräfte zum Einsatz im Reich, Drosselung der ge-

samten Wirtschaft Polens auf das für die notdürftigste Le-

benshaltung der Bevölkerung unbedingt notwendige Mini-

mum, Schließung aller Bildungsanstalten, insbesondere der 

technischen Schulen und Hochschulen, zur Verhütung des 

Nachwuchses einer polnischen Intelligenzschicht, in Frage." 

Als Oberverwaltungschef und unmittelbar Hitler unter-

stellter Generalgouverneur war Frank mitverantwortlich für 

die Ermordung Hunderttausender Polen, für die Beschlag-
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nahmung ihres Eigentums und die Deportation etwa einer 

Million polnischer Zwangsarbeiter in deutsche Fabriken so-

wie für die Einweisung der polnischen Juden in Ghettos. In 

einer Rede vor Mitarbeitern vom 25. November 1939 be-

zeichnete er es offen als eine "Freude, endlich einmal die jü-

dische Rasse körperlich angehen zu können. Je mehr ster-

ben, desto besser." Zur Versorgung der polnischen Bevölke-

rung im Kriegswinter bemerkte er lakonisch: "Der Winter 

wird hier ein harter Winter werden. Wenn es kein Brot gibt 

für Polen, soll man nicht mit Klagen kommen." Mittels der 

von Frank erlassenen Durchführungsverordnungen wurde 

innerhalb von sechs Monaten der gesamte staatliche, private 

und kirchliche Kunstbesitz in Polen konfisziert. Polnische 

Juristen, Ärzte, Priester, Lehrer, Künstler und Wissenschaft-

ler wurden als sogenannte "Geiseln" erschossen, jüdische 

Schauspieler, Schriftsteller, Journalisten und Maler wurden 

in Ghettos verschleppt. Im Sommer 1940 wurden im Zuge 

der "AB-Aktion", auch genannt als Außerordentliche Befrie-

dungsaktion, über 7000 mögliche politische Gegner und Wi-

derstandskämpfer sowie verurteilte Kriminelle und inhaf-

tierte Polen, aber auch Intellektuelle ermordet. Frank recht-

fertigte deren summarische Aburteilung mit den Worten: 

"Ziel der Arbeit im Generalgouvernement ist nicht der Auf-

bau eines Rechtsstaats, sondern die Erfüllung der national-

sozialistischen Ostaufgabe." Seit dieser Aktion wurde Frank 

von den polnischen Bürgern als "Schlächter von Polen" be-

zeichnet. 

In Franks Machtbereich wurden auf dem Gebiet des Gene-

ralgouvernements vier Vernichtungslager für die Endlösung 
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der Judenfrage errichtet: Belzec, Sobibor, Treblinka und Ma-

jdanek. Mit der Durchführung der Aktion Reinhardt beauf-

tragte Heinrich Himmler den Lubliner SS- und Polizeiführer 

Odilo Globocnik. Am 16. Dezember 1941 hielt Frank bei ei-

ner Regierungssitzung in Anwesenheit von Bühler, den 

Amtschefs der Gouverneure und den SS- und Polizeiführern 

eine Rede: 

"Mit den Juden, das will ich Ihnen auch ganz offen sagen, 

muss so oder so Schluss gemacht werden. Aber was soll mit 

den Juden geschehen? Man hat uns in Berlin gesagt: weshalb 

macht man diese Scherereien. Wir können im Ostland oder 

im Reichskommissariat auch nichts mit ihnen anfangen, li-

quidiert sie selber! Meine Herren, ich muss Sie bitten, sich 

gegen alle Mitleidserwägungen zu wappnen. Wir müssen 

die Juden vernichten, wo immer wir sie treffen und wo es 

irgend möglich ist." 

Im Sommer 1942 hielt Frank vier Reden an den Universitä-

ten von Berlin, Wien, München und Heidelberg, die das 

Thema "Das Recht als Grundlage der Volksgemeinschaft" 

zum Inhalt hatten und als Replik auf Hitlers Reichstagsrede 

vom April 1942 gelten, im Zuge derer sich Hitler eine Blan-

kovollmacht als oberster Gerichtsherr hatte geben lassen, 

was praktisch die Beseitigung der formal noch vorhandenen 

richterlichen Unabhängigkeit bedeutete. Frank verteidigte 

das Rechtswesen gegen Angriffe aus den Kreisen der SS und 

nahm unter dem Motto:  

"Kein Reich ohne Recht, auch das unsere nicht! Kein Reich 

ohne Richter, auch das deutsche nicht! Kein Richter ohne 

echte Macht von oben, auch der deutsche nicht!", gegen die 
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totale Entmachtung der Justiz durch die Polizei Stellung. 

Hitler erteilte Frank daraufhin Redeverbot außerhalb des 

Generalgouvernements und schloss ihn von allen Ämtern 

im Reich aus. Dies bedeutete das Ende von Franks rechtspo-

litischen Aktivitäten. Zwei Rücktrittsgesuche Franks vom 

Posten des Generalgouverneurs lehnte Hitler ab. 

Auf Franks Anregung hin, damit auf Veranlassung und mit 

persönlicher und amtlicher Unterstützung des Generalgou-

verneurs, erschien 1943 in der Reihe Baedeker’s Reisehand-

bücher der Band Das Generalgouvernement. Wie im Vor-

wort des Herausgebers zu lesen war, sollte es ein Handbuch 

sein, "das eine Vorstellung gibt von dem Umfang der ord-

nenden und aufbauenden Arbeit, die unter schwierigen 

Kriegsbedingungen in 3½ Jahren schon bewältigt oder in 

Angriff genommen worden ist, seit das Deutsche Reich die 

Verwaltung des Weichselraumes übernommen hat." 

Mit Hitlers Ermächtigung an die obersten Reichsbehörden, 

Anordnungen für das Generalgouvernement zu treffen, er-

hielten auch die SS-Führer Heinrich Himmler und Reinhard 

Heydrich Eingriffsrechte in die Angelegenheiten des Gene-

ralgouvernements und erreichten über ihre Exekutivorgane 

de facto die alleinige Zuständigkeit. Über diese Befehlslinie 

lief von Juli 1942 bis Oktober 1943 die Vernichtungsopera-

tion Aktion Reinhardt ab. Frank lieferte sich einen Macht-

kampf mit Himmler, der in einer Art Nebenregierung 

herrschte und das besetzte Polen der Polizeigewalt der SS 

unter Friedrich-Wilhelm Krüger, dem Staatssekretär für Si-

cherheitsfragen in Polen, unterstellen wollte. Bis zuletzt 

wurde Frank in dieser Kontroverse von Hitler gestützt, ob-
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wohl dieser eine ausgeprägte Feindschaft und Geringschät-

zung gegenüber der Justiz und ihren Vertretern besaß und 

Frank innerhalb der NSDAP schwer angefeindet war. Albert 

Speer bezeichnete ihn gegenüber Hitler als "Idioten", Goeb-

bels nannte ihn im Tagebuch am 10. September 1944 "einen 

politischen Verbrecher erster Klasse". Franks Führungsstil 

wurde vor allem von Himmler und Martin Bormann heftig 

kritisiert, die gemeinsam mit dem Chef der Reichskanzlei, 

Hans Heinrich Lammers, vehement an seiner Absetzung ar-

beiteten. 

Angesichts der sich nähernden Ostfront versuchte Frank 

im Sommer 1944, eine auf den Wawel eingeladene Gruppe 

von Krakauer Intellektuellen davon zu überzeugen, dass der 

polnische Untergrund nicht länger die deutschen Truppen 

bekämpfen solle. Vielmehr sollten die Polen Verbündete der 

Deutschen im "Kampf gegen den Bolschewismus" werden. 

Die für die Besatzer herausgegebene Krakauer Zeitung be-

richtete in großer Aufmachung über diesen Vorstoß Franks, 

der indes von der SS-Führung nicht unterstützt wurde und 

auch von der polnischen Untergrundarmee AK ignoriert 

wurde. 

Beim Vormarsch der Roten Armee auf Krakau flüchtete 

Frank am 17./18. Januar 1945 nach Bayern. Am 4. Mai wurde 

er von amerikanischen Soldaten im "Haus Bergfrieden" in 

Neuhaus am Schliersee in der von ihm eingerichteten "Au-

ßenstelle des Generalgouvernements Polen" festgenommen, 

wohin er noch zahlreiche Kunstwerke aus Krakau mitge-

nommen hatte, darunter Werke von Rembrandt, Rubens 

und Leonardo da Vinci. "Mein Marsch mit Hitler war nach 
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fast einem Vierteljahrhundert zu Ende gegangen", schrieb er 

später in seinen Erinnerungen zu diesem Tag.  

Im Zuge seiner Verhaftung übergab Frank sein insgesamt 

11.367 Seiten umfassendes Dienst-Tagebuch, in dem er seine 

Arbeit im Generalgouvernement penibel katalogisiert hatte 

und das später beim Nürnberger Prozess große Bedeutung 

erlangen sollte. Am 6. Mai 1945 unternahm er im Kriegsge-

fangenenlager der 36. US-Infanteriedivision in Berchtesga-

den einen Suizidversuch, indem er sich die Pulsadern auf-

schnitt, nachdem er schon kurz nach seiner Festnahme ver-

sucht hatte, sich die Kehle aufzuschneiden, aber am Leben 

erhalten worden war. Im Sommer 1945 war er mit anderen 

NS-Größen und hochrangigen Wehrmachtsangehörigen in 

Bad Mondorf im Großherzogtum Luxemburg im Kriegsge-

fangenenlager Nr. 32, dem Camp Ashcan, interniert und 

wurde im August 1945 nach Nürnberg überstellt. 

Aufgrund der während seiner Amtszeit im Generalgouver-

nement begangenen Verbrechen gegen die Zivilbevölke-

rung, insbesondere in den Ghettos von Lemberg, Warschau 

und Litzmannstadt, heute Lodz, wurde Frank im Nürnber-

ger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher wegen Ver-

schwörung, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit angeklagt. Im Nürnberger Justizgefängnis 

vollzog Frank eine ostentative Hinwendung zum Katholizis-

mus und bezeichnete den Prozess gegenüber dem Gerichts-

psychologen Gustave M. Gilbert als "ein gottgewolltes Welt-

gericht, das bestimmt ist, die schreckliche Leidenszeit unter 

Adolf Hitler zu untersuchen und zu beenden". Er schrieb in 

der Haft seine Lebenserinnerungen, Im Angesicht des Gal-
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gens. Deutung Hitlers und seiner Zeit auf Grund eigener Er-

lebnisse und Erkenntnisse, die 1953 als Buch erschienen, die 

zweite Ausgabe gab seine Frau Brigitte 1955 im Eigenverlag 

heraus. Im Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher sprach 

Frank während der Beweisführung ein berühmt geworde-

nes Schuldbekenntnis:  

"Wir haben den Kampf gegen das Judentum jahrelang ge-

führt und wir haben uns in Äußerungen ergangen, die 

furchtbar sind. Tausend Jahre werden vergehen, um diese 

Schuld von Deutschland wegzunehmen." 

Diese Aussage rief bei den Mitangeklagten, insbesondere 

bei Göring, Empörung hervor. Im Schlusswort vom 31. Au-

gust 1946 nahm Frank diesen Satz allerdings wieder zurück: 

"Die riesigen Massenverbrechen entsetzlichster Art, die an 

Deutschen verübt wurden und noch verübt werden, haben 

jede nur mögliche Schuld unseres Volkes schon heute restlos 

getilgt."  

Dennoch erregte dieses Schlusswort in der deutschen Öf-

fentlichkeit großes Aufsehen. Dabei hatte Frank es zum gro-

ßen Teil gar nicht selbst verfasst. Der Bochumer evangelische 

Pfarrer Paul Bischoff war nämlich 1946 nach Nürnberg ge-

reist, um die Hauptkriegsverbrecher zur Buße zu bewegen. 

Während die anderen Angeklagten nicht oder ablehnend re-

agierten, übernahm Frank große Teile des ihnen von Bischoff 

zugeleiteten Bußtextes in sein Schlusswort, wobei er die the-

ologisch entscheidenden Passagen allerdings wegließ und 

die eigentliche Schuld auf Hitler schob. Dennoch machte 

dieses Schlusswort in der Öffentlichkeit bei vielen den Ein-

druck, als habe Frank seine Taten bereut. Frank wurde am 1. 
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Oktober 1946 in den Punkten 3 (Kriegsverbrechen) und 4 

(Verbrechen gegen die Menschlichkeit) der Anklage schul-

dig gesprochen und zum Tod durch den Strang verurteilt. 

Laut Urteil war er "ein williger und wissender Mitwirkender 

sowohl bei der Anwendung von Terror in Polen, wie bei der 

wirtschaftlichen Ausbeutung Polens auf eine Art und Weise, 

die zum Hungertod einer großen Anzahl Menschen führte, 

ferner bei der Deportation von mehr als einer Million Polen 

als Sklavenarbeiter nach Deutschland und in Ausführung ei-

nes Programms, das den Mord von mindestens drei Millio-

nen Juden zur Folge hatte." 

Hans Frank akzeptierte das Todesurteil mit den Worten 

"Ich verdiene und erwarte es". An das deutsche Volk richtete 

er noch folgende Worte: 

"Gott vor allem hat das Urteil über Hitler gesprochen und 

vollzogen, über ihn und das System, dem wir in gottferner 

Geisteshaltung dienten. Darum möge auch unser Volk von 

dem Weg zurückgerufen sein, auf dem Hitler und wir mit 

ihm es geführt haben. Ich bitte unser Volk, dass es nicht ver-

harrt in dieser Richtung, auch nicht einen Schritt." 

Kurz vor seiner Hinrichtung am 16. Oktober 1946 in Nürn-

berg bedankte Frank sich für die geistliche Fürsorge durch 

Sixtus O’Connor während der Gefangenschaft und bat Gott, 

ihn gnädig zu empfangen. Sein Sohn, Niklas Frank, nannte 

seine Hinwendung zum Katholizismus und dessen Unter-

stützung durch die Kirche in David Evans Dokumentarfilm 

"What our fathers did" eine „Schmierenkomödie“.  

Der Leichnam wurde einen Tag später im Städtischen Kre-

matorium auf dem Münchner Ostfriedhof eingeäschert und 



23 
 

die Asche in den Wenzbach, einen Zufluss der Isar, gestreut. 

Hans Franks Sohn Niklas Frank publizierte 1987 ein Buch 

mit dem Titel Der Vater: Eine Abrechnung. In diesem rekon-

struierte er das Leben seines Vaters aufgrund jahrelanger Re-

cherchen. Impetus zur Veröffentlichung des Werkes war die 

Erkenntnis der immensen Dimension der Verbrechen des 

Vaters, zu der der Sohn während seiner Recherchen gelangt 

war. Das Buch wurde zunächst als Serie mit dem Titel Mein 

Vater, der Nazimörder in der deutschen Illustrierten Stern 

veröffentlicht und löste heftige Kontroversen aus. Niklas 

Frank schreibt dazu: 

"Es gibt Väter, die zeugen einen täglich neu. So, wie der 

meine mich. Ich schlug mich mit ihm herum, ein Leben lang. 

Erst innerlich. Dann exhibitionierte ich, schrieb einen wüs-

ten Text, ungefiltert durch bürgerlichen Geschmack, genau 

so ekelhaft, wie deutsche und österreichische Bürger wäh-

rend des Dritten Reiches ihren Verbrechen nachgingen, oder 

Hitler und seine Verbrecher schützten, stützten, verehrten, 

liebten und die große Zeit bis heute nicht vergessen haben. 

Wenn man seinen Vater verfolgt, wie ich, wenn man in sein 

Hirn hineinkriecht, wie ich, wenn man seine Feigheiten stu-

diert und sie wieder findet, wie ich bei mir, wenn man bei 

den Recherchen sieht, welch Gierzapfen meine Mutter war, 

wie sie das Generalgouvernement Polen als Supermarkt auf-

fasste, in dem sie als Frau Generalgouverneur die Preise 

selbst bestimmen konnte, wenn man, wie ich mit ihr, durch 

die Gettos fuhr und Pelze auflud aus den jüdischen Geschäf-

ten, deren Inhaber fälschlicherweise glaubten, durch Brigitte 

Frank ihr Leben retten zu können, dann kann aus all dem 
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Leid und Hass zwischen den Leichenbergen nur eines ent-

stehen: Die Groteske." 

Am 9. Juni 1995 kam Der Vater als multimediales Theater-

projekt mit dem Untertitel Eine blutige Komödie bei den 

Wiener Festwochen heraus, basierend auf dem von Niklas 

Frank in Zusammenarbeit mit dem israelischen Autor Jos-

hua Sobol verfassten Szenario, unter der Regie von Paulus 

Manker. Verwendet wurden dabei auch die Originalstimme 

Hans Franks sowie Filmaufnahmen und unzählige Privatfo-

tos aus dem Besitz von Niklas Frank. 

Eine belletristische Annäherung an die Person Franks lie-

fert Curzio Malaparte in seinem Roman Kaputt von 1944. 

Dieser wurde in einer von Hellmut Ludwig besorgten Über-

setzung in deutscher Sprache im Jahr 1951 beim Verlag 

Stahlberg veröffentlicht. Eine neuere Auflage des Werkes er-

schien 2005 beim Paul Zsolnay Verlag in Wien. Mit Frank be-

fassen sich namentlich die Kapitel IV "God shave the king", 

V "Verbotene Städte") und VII  "Kricket in Polen" des zwei-

ten Teils des Romans namens "Die Ratten". Eine neuere Re-

zension wertete das Werk als eindringlich aufgrund der Ne-

beneinanderstellung von scharf kontrastierenden Wirklich-

keitsausschnitten, die es vornimmt. So beispielsweise der 

Beschreibung eines stilvollen Diners in den Gemächern von 

Frank als Generalgouverneur von Polen, das mit der Schil-

derung eines Pogroms in Jassy, von dem der Ich-Erzähler 

während dieses Diners erzählt, durchsetzt ist. Der Rezen-

sent: "Eine literarische Höllenfahrt. Die feucht-weiche Phy-

siognomie des Generalgouverneurs Frank vergisst man 

nicht mehr." 
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Hermann Göring  
Preußischer Ministerpräsident und preußischer Innenmi-

nister, Reichsluftfahrtminister, Reichsforst- und Reichsjä-

germeister, Reichsmarschall 

ermann Wilhelm Göring wurde am 12. Januar 

1893 in Rosenheim geboren, er starb am 15. Ok-

tober 1946 in Nürnberg. Er war ein deutscher na-

tionalsozialistischer Politiker und Kriegsverbrecher. 1933 

wurde er Reichsluftfahrtminister, ab Mai 1935 war er Ober-

befehlshaber der Luftwaffe. Ab 1936/1937 übernahm er die 

Führung der deutschen Wirtschaft und des Reichswirt-

schaftsministeriums. 

Göring hatte im Ersten Weltkrieg als mit dem Pour le 

Mérite dekorierter Jagdflieger einige Bekanntheit erlangt. Er 

nahm im November 1923 in München am Hitlerputsch teil 

und trug maßgeblich zum Aufstieg der NSDAP bei. Im Au-

gust 1932 wurde er zum Reichstagspräsidenten gewählt. Am 

Tag der Machtergreifung ernannte Adolf Hitler ihn zum 

Reichsminister ohne Geschäftsbereich, zum Reichskommis-

sar für den Luftverkehr und zum Reichskommissar für das 

preußische Innenministerium. Am 11. April 1933 wurde Gö-

ring auch Ministerpräsident Preußens. In den beiden letzten 

Positionen war Göring maßgeblich an der Gleichschaltung 

und der Verfolgung der Opposition beteiligt, die er mit äu-

ßerster Brutalität betreiben ließ. Er war für die Gründung 

der Gestapo sowie die Einrichtung der ersten Konzentrati-

onslager ab 1933 verantwortlich. Ab Oktober 1936 betrieb er 

als Beauftragter für den Vierjahresplan die weitere Aufrüs-

H 
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tung der Wehrmacht zur Vorbereitung eines Angriffskrie-

ges. Er leitete Maßnahmen im Zusammenhang mit dem "An-

schluss" Österreichs, mit denen österreichische und deut-

sche Nationalsozialisten im März 1938 die Eingliederung 

Österreichs in den NS-Staat veranlassten. In der Nacht auf 

den 12. März 1938 lösten, nach seinen telefonischen Drohun-

gen, noch vor dem Einmarsch deutscher Einheiten, österrei-

chische Nationalsozialisten das austrofaschistische Stände-

staatsregime ab. 

Er organisierte systematisch Wirtschaftsmaßnahmen ge-

gen Juden und erließ am 12. November 1938 die Verordnung 

zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschafts-

leben. In der Öffentlichkeit des In- und Auslands galt Göring 

bis zum Kriegsende als einer der einflussreichsten NS-Poli-

tiker. Tatsächlich verlor er, wie die historische Forschung 

später zeigte, vor und während des Krieges trotz einer Häu-

fung von Ämtern und Titeln Schlüsselbefugnisse an konkur-

rierende NS-Funktionäre wie Heinrich Himmler und Joseph 

Goebbels. Als Chef der Luftwaffe geriet Göring wegen der 

Niederlage in der Luftschlacht um England, Mitte 1940 bis 

Anfang 1941, der beginnenden verheerenden Bombardie-

rung des Reichsgebiets durch die Alliierten und des Schei-

terns einer Luftbrücke bei der Schlacht von Stalingrad in 

Misskredit. Am 31. Juli 1941 beauftragte er Reinhard Heyd-

rich mit der Organisation des Völkermordes an den europä-

ischen Juden, dem Holocaust, in der Sprache des National-

sozialismus euphemistisch "Endlösung der Judenfrage" ge-

nannt. Ab 1942/43, der Zeit der Kriegswende, zog sich Gö-

ring, auf parteiinternen Druck wie auch aus eigenem An-
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trieb, zunehmend ins Privatleben zurück und pflegte einen 

dekadent-luxuriösen Lebensstil. Viele Ämter führte er seit-

dem, wenn überhaupt, nur noch in repräsentativer Weise 

aus. Göring war einer der 24 im Nürnberger Prozess gegen 

die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militär-

gerichtshof Angeklagten. Er wurde am 1. Oktober 1946 in al-

len vier Anklagepunkten, Verschwörung gegen den Welt-

frieden, Planung, Entfesselung und Durchführung eines An-

griffskrieges, Verbrechen gegen das Kriegsrecht und dem 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit schuldig gesprochen 

und zum Tod durch den Strang verurteilt. Durch Suizid am 

Vorabend der Hinrichtung entzog er sich der Vollstreckung 

des Urteils. 

Hermann Göring wurde während eines Kuraufenthalts 

seiner Mutter Franziska Göring, geborene Tiefenbrunn, im 

Marienbad, einem Hotel mit Heilbad, im oberbayerischen 

Rosenheim geboren. Der Vater Heinrich Ernst Göring war 

promovierter Jurist und diente zwischen 1885 und 1890 als 

erster Reichskommissar für Deutsch-Südwestafrika, heute 

Namibia, sowie zwischen 1892 und 1895 als Ministerresident 

für Haiti und die Dominikanische Republik. Die schwangere 

Mutter war von Port-au-Prince auf Haiti nach Rosenheim 

mit der Absicht gereist, ihren Säugling nicht dem tropischen 

Klima auszusetzen. Mit Datum vom 8. Februar 1893 wurde 

Göring in das Taufbuch der Evangelisch-Lutherischen Kir-

chengemeinde Rosenheim eingetragen. 

Göring hatte vier Vollgeschwister: einen älteren Bruder, 

Karl Ernst Göring, zwei ältere Schwestern, Olga Therese So-

phie Rigele und Paula Elisabeth Rosa Hueber, die beide in 
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Österreich mit promovierten Notaren verheiratet waren, 

letztere mit dem Politiker und Nationalsozialisten Franz 

Hueber, sowie einen jüngeren Bruder, Albert Göring, der die 

nationalsozialistische Ideologie ablehnte. Außerdem besaß 

er vier Halbgeschwister aus der ersten Ehe seines Vaters. 

Seine Mutter gab ihn die ersten drei Jahre zur Pflege an die 

Familie Graf in Fürth, während sie mit ihrem Mann in Haiti 

war.  

1896 kehrten die Görings nach Deutschland zurück. Die 

Familie wohnte in den folgenden Jahren in dem Haus Frege-

straße 19 in Berlin-Friedenau, das Hermanns Patenonkel, 

Hermann Epenstein, ab 1910 mit dem Adelsprädikat "Ritter 

von", gehörte. Danach lebte die Familie Göring auf den Län-

dereien Epensteins, eines Arztes jüdischer Herkunft, mit 

dem sich Görings Vater in Deutsch-Südwestafrika ange-

freundet hatte. Epenstein stellte der Familie Göring die Burg 

Veldenstein, etwa 50 Kilometer nordöstlich von Nürnberg, 

als Wohnsitz zur Verfügung. Manche Sommer verbrachte 

die Familie als Epensteins Gäste auf dessen Burg Mautern-

dorf im Land Salzburg. Görings Mutter pflegte offen ein Ver-

hältnis mit Epenstein. Bei Besuchen wohnte sie bei ihm, 

während der über 20 Jahre ältere Vater außerhalb der Burg 

logierte. 

Göring wurde 1900 in Fürth in eine Privatschule einge-

schult und besuchte ebendort von 1902 bis 1904 mit mäßi-

gem Erfolg das Humanistische Gymnasium. Von 1904 bis 

1905 war er ein Jahr Alumne des Gymnasiums Carolinum in 

Ansbach. In seinen "Kinderspielen ging es ständig um 

Krieg". Mit zwölf Jahren schickte ihn sein Vater in das Ka-
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dettenhaus in Karlsruhe. 1909 wechselte er an die Hauptka-

dettenanstalt in Lichterfelde bei Berlin, wo er neben einer 

militärischen Ausbildung wie dem Exerzieren, allgemeinbil-

denden Unterricht erhielt, unter anderem in den Sprachen 

Französisch und Englisch. 1911 absolvierte er das "Fähn-

richsexamen" mit Auszeichnung und dem Prädikat "vorzüg-

lich". Seit März 1912 war er Fähnrich im 4. Badischen Infan-

terie-Regiment "Prinz Wilhelm" Nr. 112. Im Januar 1913 be-

stand er das Abitur. Anschließend absolvierte er einen acht-

monatigen Kriegsschulkurs, den er mit dem Offiziersexa-

men abschloss. 

Den Ausbruch des Ersten Weltkriegs im August 1914 er-

lebte Göring mit seinem Regiment im elsässischen Mülhau-

sen. Dort nahm er an kleineren Gefechten teil. Nach wenigen 

Wochen im Einsatz erkrankte er an Gelenkrheumatismus 

und musste sich im September 1914 im Freiburger Kranken-

haus behandeln lassen. In Freiburg lernte er den Piloten und 

Heeresoffizier Bruno Loerzer kennen, der ihn für das Fliegen 

begeisterte. Am 16. Oktober 1914 wurde Göring zur Ausbil-

dung als Beobachter der Fliegerersatzabteilung 3 in Darm-

stadt abkommandiert und am 28. Oktober zur Feldfliegerab-

teilung 25 versetzt. Große Anerkennung erfuhr Göring, als 

er Fotos von den feindlichen Stellungen aufnahm und an 

den Gefechtsständen des Korps ablieferte. Für eine beson-

ders wichtige Bildmeldung bekam Göring am 25. März 1915 

das Eiserne Kreuz I. Klasse verliehen. Ab dem 1. Juli 1915 

absolvierte Göring an der Freiburger Fliegerschule eine Aus-

bildung zum Piloten. Er wurde im September zur 5. Armee 

abkommandiert. Am 16. November 1915 errang er seinen 
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ersten Luftsieg. Anfangs eskortierte er Bomberverbände, 

später wurde er Jagdflieger. Am 14. März 1916 schoss er den 

ersten feindlichen Bomber ab. Nach einer Bruchlandung ver-

brachte Göring die Zeit vom 2. November 1916 bis zum Feb-

ruar 1917 in verschiedenen Lazaretten. Am 17. Mai 1917 

wurde ihm die Führung der Jagdstaffel 27 übertragen. Er 

stieg am 18. August 1917 zum Oberleutnant auf. Nach sei-

nem 19. Abschuss wurde ihm am 2. Juni 1918 der Orden 

Pour le Mérite verliehen. Als der Kommandeur des Jagdge-

schwaders Nr. 1, Hauptmann Wilhelm Reinhard, im Juli 

1918 bei einem Testflug tödlich verunglückte, wurde Göring 

am 6. Juli 1918 Kommandeur dieses als Richthofens "Flie-

gender Zirkus" bekannten Geschwaders. Er flog unter ande-

rem eine weiße Fokker D.VII. In seiner neuen Position er-

rang er schließlich seinen 22. und letzten Luftsieg. Nach dem 

Waffenstillstand 1918 verlegte Göring sein Geschwader noch 

nach Deutschland zurück. Bei einer öffentlichen Versamm-

lung in Berlin fiel er durch heftige Kritik am preußischen 

Kriegsminister Walther Reinhardt wegen dessen Eintretens 

für die Republik auf. Göring ging als Militärberater nach Dä-

nemark und später nach Schweden. Dort führte er die Ma-

schinen von Anton Herman Gerard Fokker vor. Am 2. Au-

gust 1919 erwarb er eine schwedische Fluglizenz und über-

nahm Aufträge für die Svenska Lufttrafik Aktiebolag. Am 13. 

Februar 1920 reichte er von Stockholm aus seinen Abschied 

bei der Reichswehr ein, die nach den Bestimmungen des 

Versailler Vertrages keine Luftstreitkräfte besitzen durfte. 

Dabei beantragte er seine nachträgliche Beförderung zum 
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Hauptmann und verzichtete auf etwaige Versorgungsan-

sprüche. Im Juni 1920 wurde seinem Antrag stattgegeben. 

Am 20. Februar 1920 flog Göring vom Stockholmer Flug-

hafen Lindarängen aus den Forschungsreisenden Eric von 

Rosen auf dessen Gut Rockelstad. Göring musste aufgrund 

von schlechten Wetterbedingungen dableiben. Daraufhin 

lernte er dort seine erste Frau, die Schwedin Carin Freifrau 

von Kantzow kennen, die unglücklich verheiratet war und 

einen Sohn namens Thomas hatte. Göring und Carin von 

Kantzow verliebten sich sofort. Nachdem sie ihrem Mann 

Nils von Kantzow gesagt hatte, dass sie sich in Göring ver-

liebt hatte, verließ sie ihn und den gemeinsamen Sohn 

Thomas und lebte mit Göring an verschiedenen Orten in 

Schweden, ab 1921 in Hochkreuth bei Bayrischzell.  

Am 13. Dezember 1922 willigte Carins Gatte in die Schei-

dung ein und erhielt die Vormundschaft für Thomas. Am 25. 

Januar 1923 heiratete Göring die vier Jahre ältere Carin in 

Stockholm. Die Trauung wurde am 3. Februar 1923 am 

neuen Wohnort der Görings in Obermenzing bei München 

wiederholt. Göring immatrikulierte sich 1921 an der Univer-

sität München, um ab Winter 1922 Geschichte, Volkswirt-

schaft und Staatswissenschaften zu studieren. Zu seinen 

Professoren gehörten der Historiker Karl Alexander von 

Müller und der Staatsrechtler Hans Nawiasky.  

An einem Sonntagabend im November 1922 ging Göring 

auf den Münchner Königsplatz zu einer Protestkundgebung 

gegen die von den Siegermächten geforderte Auslieferung 

deutscher Generäle und hörte Rednern verschiedener Par-

teien und Organisationen zu. Ihm imponierte Hitlers Weige-
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rung, "Proteste in die Welt hinauszuschreien, ohne die Mög-

lichkeit zu haben, ihnen mit Machtmitteln Nachdruck zu 

verleihen". Am Montag darauf hörte am Viktualienmarkt 

Hitler gegen den Friedensvertrag von Versailles sprechen. 

Hitler ernannte Göring Anfang 1923 zum Kommandeur 

der Sturmabteilung. Göring entzog die SA dem Einfluss der 

Organisation Consul, organisierte sie neu und schuf ein ei-

genes Oberkommando. An Stelle der bisherigen organisier-

ten Hundertschaften traten Sturmkompanien in der unteren 

Struktur, diese wurden in der höheren zu Sturmbataillonen 

und Sturmregimentern zusammengefasst. Organisatorisch 

wurde die SA von der NSDAP abgenabelt und von einer 

Parteitruppe in einen Wehrverband umgewandelt. Hitler 

forderte zudem, dass die NSDAP kein aus dem Hintergrund 

gesteuerter Geheimbund, sondern eine moderne, offen agie-

rende Massenpartei werden solle. Daher war es durchaus 

konsequent, die SA dem Einfluss Hermann Ehrhardts, des 

Führers der Organisation Consul, zu entziehen. 

In seiner Funktion als SA-Kommandeur nahm Göring zu-

dem am 9. November 1923 am Hitlerputsch teil. Da er äu-

ßerst dilettantisch vorbereitet war, konnte er von einer Ein-

heit der bayerischen Landespolizei schnell beendet werden. 

Göring wurde durch einen Schuss in den Oberschenkel ver-

letzt, einige englischsprachige Autoren sprachen von einem 

Schuss in die Hüfte und einem in die Leiste. Göring wurde 

von Mitputschisten in den Hof des Hauses Residenzstraße 

25 getragen. Der jüdische Eigentümer des Anwesens, Robert 

Ballin, nahm den stark blutenden Göring bei sich auf. Ballin 

und seine Frau wurden auf Betreiben Görings nach den No-
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vemberpogromen 1938 aus dem KZ Dachau freigelassen. 

Göring gelang dann unter Begleitung seiner Frau Carin die 

Flucht nach Österreich. Aufgrund von Schmerzen erhielt er 

in einer Innsbrucker Klinik Morphin-Injektionen, der Beginn 

seines Morphinismus. Als in München der Hitler-Prozess 

stattfand, hielt Göring sich nach wie vor in Österreich auf 

und wurde im April 1924 schließlich aufgefordert, das Land 

zu verlassen. Er ging nach Italien und hielt sich als Bevoll-

mächtigter Hitlers in Venedig und Rom auf, um Kontakt zu 

Benito Mussolini aufzunehmen. Görings Ziel war es, Musso-

lini dazu zu bewegen, die NSDAP finanziell zu unterstützen, 

was jedoch fehlschlug, da Mussolini ihn wegen seiner perso-

nellen Nichtigkeit nicht empfing. 

Im Frühjahr 1925 zog er mit Carin in eine Wohnung in 

Stockholm und verfiel hier weiter der Drogensucht. Im Au-

gust 1925 wurde er in eine Klinik eingewiesen und erlitt 

nach einer Entziehungskur im Oktober einen Rückfall, wes-

halb er in die Nervenheilanstalt Långbro im Stockholmer 

Stadtteil Älvsjö eingeliefert wurde. Schon nach wenigen Wo-

chen konnte Göring die Klinik als geheilt wieder verlassen 

und erhielt eine ärztliche Bescheinigung, dass er während 

der Behandlung nie Anzeichen einer Geisteskrankheit ge-

zeigt habe. 

Die vom Reichstag im August 1925 erlassene, nach dem 

neuen Reichspräsidenten Paul von Hindenburg benannte 

Amnestie für politische Straftäter erlaubte Göring die Rück-

kehr nach Deutschland. Er nahm am 3. und 4. Juli 1926 am 

NSDAP-Parteitag in Weimar teil, auf dem sich herausstellte, 

dass man ihn aus der Liste der Parteimitglieder wegen Ab-
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wesenheit gestrichen hatte. Göring kehrte nach Schweden 

zurück, wo er wegen Morphiummissbrauchs erneut in die 

Klinik von Långbro eingeliefert wurde. Nach 19 Tagen Auf-

enthalt konnte er die Klinik am 26. September 1927 wieder 

verlassen. 1929 will er die Droge endgültig abgesetzt haben. 

Göring kehrte Ende 1927 endgültig nach Deutschland zu-

rück und etablierte sich erfolgreich als Vertreter von Zulie-

ferfirmen der Luftfahrtindustrie. Erneut trat er in die 

NSDAP und SA ein und knüpfte Kontakte zu alten Flieger-

kameraden wie Bruno Loerzer, Ernst Udet und Paul Körner. 

Der zu Geld gekommene Loerzer stellte ihn dem Vorstands-

mitglied der Lufthansa Erhard Milch vor und führte ihn in 

die "besseren Kreise" ein. Mit Carin wohnte Göring nun in 

Berlin-Schöneberg und zog nach den Reichstagswahlen vom 

20. Mai 1928 in den Reichstag ein. Später wurde er von Hitler 

zum SA-Gruppenführer ernannt. Bei seinen Besuchen in 

Berlin war Hitler ein häufiger Gast bei den Görings. Ab Juni 

1929 gehörte Göring dem Aufsichtsrat der Deutsche Luft 

Hansa AG an. Nach der Reichstagswahl vom 14. September 

1930, die der NSDAP beträchtliche Stimmengewinne ein-

brachte, ernannte ihn Hitler, der weiter in München blieb, 

formell zu seinem "politischen Beauftragten in der Reichs-

hauptstadt". Göring versuchte, die nationalsozialistische Be-

wegung in der besseren Gesellschaft hoffähig zu machen. So 

veranstaltete er 1931 in seiner Wohnung ein Treffen zwi-

schen Fritz Thyssen, Hjalmar Schacht und Adolf Hitler. 

Nach diesem Treffen verteilte Thyssen einige Spenden an 

nationalsozialistische Zeitungen. Vor allem aber unter-

stützte er seinen Freund Hermann Göring, um ihm einen 
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adäquaten Lebens- und Wohnstil zu ermöglichen. Beide en-

gagierten sich zur gleichen Zeit auch gemeinsam in der an-

tidemokratischen Gesellschaft zum Studium des Faschis-

mus. 

Im Sommer 1931 reisten die Görings nach Schweden, wo 

Carins Mutter am 25. September unerwartet starb. Sie selbst 

starb wenige Wochen später am 17. Oktober 1931 an Tuber-

kulose. Göring nannte später in Andenken an sie sein pom-

pöses Anwesen in der Schorfheide bei Groß Schönebeck "Ca-

rinhall". Er ließ die sterblichen Überreste Carins in Schwe-

den exhumieren und nach Carinhall überführen, wo sie am 

20. Juni 1934 im Beisein Hitlers und der Nazi-Führung be-

stattet wurden. 

Nachdem in der Reichstagswahl Juli 1932 die NSDAP erst-

mals zur stärksten Partei geworden war, konnte sich Göring 

in der ersten Sitzung des Reichstags am 30. August 1932 bei 

der Wahl zum Reichstagspräsidenten gegen die Kandidaten 

Paul Löbe, Ernst Torgler und Franz Stöhr durchsetzen. Mit 

Unterstützung der bürgerlichen Parteien erhielt Göring 367 

von 583 gültigen Stimmen und konnte damit bereits im ers-

ten Wahlgang die absolute Mehrheit auf sich vereinen. Da-

mit hatte die NSDAP zunächst das dritthöchste Amt in der 

Weimarer Republik besetzt. 

In der Reichstagssitzung vom 12. September 1932 erreichte 

Göring durch einen Verfahrenstrick, dass trotz einer bereits 

erlassenen Verfügung des Reichspräsidenten Paul von Hin-

denburg zur Auflösung des Reichstags noch über ein Miss-

trauensvotum gegen das Kabinett Papen abgestimmt wer-

den konnte. Vor Beginn der Abstimmung, als Franz von Pa-
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pen die wenige Minuten zuvor erlassene und von ihm ge-

gengezeichnete Auflösungsverfügung Hindenburgs be-

kanntgeben wollte, übersah Göring absichtlich den sich ste-

hend zu Wort meldenden Reichskanzler, dem er zu diesem 

Zeitpunkt gemäß Artikel 33 der Reichsverfassung sofort das 

Wort hätte erteilen müssen, und erklärte die Abstimmung 

für eröffnet. Anschließend verwies er auf die Geschäftsord-

nung, wonach während einer Abstimmung keinerlei Wort-

meldungen mehr zulässig seien. Mit 513 zu 42 Stimmen 

sprach der Reichstag dem Kabinett Papen daraufhin das 

Misstrauen aus. Erst jetzt nahm Göring die Auflösungsver-

fügung zur Kenntnis, tat sie aber mit der Bemerkung ab, sie 

sei von Männern gegengezeichnet, denen der Reichstag ge-

rade das Misstrauen ausgesprochen habe. Da Papen aller-

dings die Mappe mit der Auflösungsverfügung noch vor 

dem Ende der Abstimmung auf Görings Pult gelegt hatte, 

war der Reichstag dennoch rechtskräftig aufgelöst und das 

Misstrauensvotum formal ungültig, das für Papen blamable 

Ergebnis der Abstimmung aber war öffentlich. Bei den da-

raufhin für den 4. November 1932 ausgeschriebenen Neu-

wahlen zum Reichstag musste die NSDAP zwar Stimmen-

verluste hinnehmen, blieb aber die stärkste Fraktion. Göring 

wurde erneut mit bürgerlicher Mehrheit zum Reichstags-

präsidenten gewählt. In den folgenden Monaten hatte er ent-

scheidenden Anteil an der Zerschlagung der Weimarer Re-

publik. 

Am 30. Januar 1933 ernannte Reichspräsident von Hinden-

burg Adolf Hitler zum Reichskanzler. Dieser holte Göring 

und Wilhelm Frick als einzige nationalsozialistische Minis-
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ter in sein Kabinett. Göring wurde Reichsminister ohne Ge-

schäftsbereich, Reichskommissar für das preußische Innen-

ministerium und Reichskommissar für Luftfahrt. Als kom-

missarischer Innenminister war er Dienstherr der gesamten 

preußischen Polizei. Damit spielte er bei der Machtüber-

nahme und dem Aufbau des NS-Regimes eine entschei-

dende Rolle, da man sich nur mittels der Kontrolle über die 

Ordnungsorgane der politischen Gegner entledigen konnte. 

Den ihm vorgesetzten kommissarischen Preußischen Minis-

terpräsidenten Franz von Papen überging er. Nach dem 

Rücktritt von Papens in dieser Funktion wurde Göring am 

11. April 1933 zum Ministerpräsidenten von Preußen er-

nannt. 

Bereits am 17. Februar 1933 hatte er die Polizeibeamten an-

gewiesen, mit "nationalen Verbänden", der SA, SS und dem 

Stahlhelm, "in deren Kreisen die wichtigsten staatserhalten-

den Kräfte vertreten sind, das beste Einvernehmen herzu-

stellen". Zeitgleich formulierte er wörtlich: "Polizeibeamte, 

die in Ausübung dieser Pflichten von der Schußwaffe Ge-

brauch machen, werden ohne Rücksicht auf die Folgen des 

Schußwaffengebrauchs von mir gedeckt". Dies bedeutete 

praktisch die Anordnung eines Schießbefehls und beinhal-

tete die unverhohlene Aufforderung zu politischer Willkür 

zum Nutzen der NSDAP. Den regulären Polizeieinheiten 

wies Göring mit Erlass vom 22. Februar zusätzlich SA- und 

SS-Einheiten als Hilfspolizei zu. Nach dem Reichstagsbrand 

am 27. Februar 1933 wurden die Grundrechte außer Kraft 

gesetzt: Nun begann ein ungehemmter Terror gegen echte 

und vermeintliche Gegner des neuen Regimes, der bis zu 
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den Reichstagswahlen im März 1933 anhielt. Auf Görings 

Initiative hin wurden nun die ersten Konzentrationslager 

eingerichtet, in denen Polizei und SA festgenommene Oppo-

sitionelle inhaftierten. 

Im April 1933 wurde Göring preußischer Ministerpräsi-

dent. Um sich eine eigene Machtbasis unabhängig von der 

Partei zu verschaffen, löste er mit Erlass vom 26. April 1933 

die Preußische Geheimpolizei aus dem Polizeiapparat her-

aus und schuf das Geheime Staatspolizeiamt, die Gestapa, 

welches ihm direkt unterstellt war. Das Gestapa war gegen-

über allen preußischen Polizeidienststellen weisungsbefugt 

und unterstand seinem Vertrauten Rudolf Diels, der bereits 

zur Zeit der Weimarer Republik im preußischen Innenminis-

terium mit der Bekämpfung des Kommunismus befasst ge-

wesen war. Am 20. April 1934 übertrug Göring das Amt 

Heinrich Himmler, blieb aber formell Chef der dann als Ge-

stapo genannten Staatspolizei. 

Im Juni 1933 gehörte Göring zu den Gründungsmitglie-

dern der nationalsozialistischen Akademie für Deutsches 

Recht Hans Franks. Der linkssozialistische Rote Stoßtrupp 

berichtete 1933 mehrfach über Korruption, Lügen und 

Prunkgehabe Görings. Dieser ließ daraufhin erfolglos in ei-

genen Reihen nach Geheimnisverrätern fahnden. Er er-

kannte nicht, dass der Hausmeister seiner Dienstvilla Sozi-

aldemokrat und Vertrauter von Rudolf Küstermeier war. 

1934 setzte sich Göring stark dafür ein, dass der Prozess ge-

gen die Führungsriege der Widerstandsgruppe vom Leipzi-

ger Reichsgericht an den Volksgerichtshof verlegt wurde. Im 

Juni 1934 übernahm Göring eine Schlüsselrolle bei der Er-
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mordung von Ernst Röhm und etwa 200 weiteren Personen. 

Gemeinsam mit Hitler und anderen Spitzen des Regimes 

hatte er zuvor eine "Reichsliste" der zu Ermordenden und 

Festzunehmenden verfasst. Sein persönlicher Polizeiapparat 

nahm an den Verhaftungen und Erschießungen aktiv teil. 

Mit der Ermordung zahlreicher Führungskräfte der SA und 

weiterer Prominenter Persönlichkeiten, zu denen unter an-

derem der frühere Reichswehrminister und Reichskanzler 

Kurt von Schleicher zählte, beseitigten die Kräfte der SS, des 

SD und der Gestapo Kritiker und mögliche Kontrahenten 

der nationalsozialistischen Macht. Zwischen 150 und 200 

Personen wurden zur eigenen Machtsicherung in diesen Ta-

gen ermordet. Als Reichstagspräsident verlas Göring am 15. 

September 1935 vor dem nach Nürnberg einberufenen 

Reichstag die Nürnberger Gesetze, welche einstimmig ange-

nommen wurden. Göring war bei der Bevölkerung vor dem 

Bombenkrieg populär. Seine Yacht Carin II nutzte er ab 1937 

intensiv als Propagandainstrument, um sich volksnah zu in-

szenieren. Sein Hang zu Pompösem und zu prunkvollen 

Uniformen brachte ihm den Spitznamen "Lametta-Heini" 

ein. 

Am 30. Januar 1933 wurde Göring von Hitler zum Reichs-

kommissar für den Luftverkehr bestellt. Am 2. Februar 

folgte die Umbenennung des Amts in Reichskommissar für 

die Luftfahrt. In dieser Funktion verfügte Göring Ende März 

den Zusammenschluss sämtlicher Luftsportorganisationen 

zum Deutschen Luftsportverband. Im Zuge der Umwand-

lung des Reichskommissariats für Luftfahrt in das Reichs-

luftfahrtministerium wurde Göring am 5. Mai 1933 Reichs-
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minister der Luftfahrt. Am 30. August wurde Göring von 

Reichspräsident Hindenburg der Charakter eines Generals 

der Infanterie verliehen, was ein Überspringen von fünf 

Rängen bedeutete, da er als Hauptmann aus der Reichswehr 

ausgetreten war. Dies sollte ihm in militärischen Kreisen 

eine gewisse Autorität beim Aufbau der Luftwaffe verschaf-

fen. Zunächst wurde dieser Aufbau verdeckt vorbereitet. Pi-

loten wurden an den Deutschen Verkehrsfliegerschulen aus-

gebildet, die als zivile Organisationen getarnt waren. 

Am 16. August 1933 verbot Göring als preußischer Minis-

terpräsident per Erlass die Vivisektion "an Tieren aller Art" 

für das preußische Staatsgebiet. Zugleich drohte Göring 

"Personen, die trotz des Verbotes die Vivisektion veranlas-

sen, durchführen oder sich daran beteiligen", dass sie ins 

Konzentrationslager abgeführt werden, wie die Nationalso-

zialistische Parteikorrespondenz am nächsten Tag berich-

tete. Am 3. September erschien dazu im Kladderadatsch eine 

Karikatur: Der uniformierte Göring schreitet eine Parade 

von potenziellen Labortieren ab, die seinen Hitlergruß erwi-

dern, darunter der Text "Heil Göring!". 

Bereits nach zwei Wochen folgte ein neuer Runderlass für 

Preußen, laut dem es kaum noch strafbare Fälle von Vivisek-

tion gab. Görings Erlass vom 16. August 1933 gilt dennoch 

als wegweisend für das Reichstierschutzgesetz vom 24. No-

vember 1933, das bis 1972 gültig blieb. Der Tierschutz spielte 

eine Rolle in der Ideologie der Nationalsozialisten, der für 

Gegner des Regimes und Juden überhaupt keine. 

1934 wurde Göring Reichsjägermeister, Reichsforstmeister 

und Oberster Beauftragter für den Naturschutz. In ersterer 
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Funktion setzte er das Reichsjagdgesetz vom 3. Juli 1934 

durch, es gilt im Wesentlichen bis heute. Auf vielen Fotos ist 

er mit einer Anstecknadel an der Oberbekleidung, etwa an 

Revers oder Krawattenknoten, der "Reichsjägermeisterna-

del", zu sehen, einer goldenen, mit Edelsteinen bestückten 

Nadel. Um seiner Jagdleidenschaft nachgehen zu können, 

ließ er seine beiden Landsitze inmitten von Wald errichten, 

ab 1933 Carinhall in der Schorfheide und 1936 den Reichsjä-

gerhof Rominten in der Rominter Heide. Er förderte die Ab-

bildzüchtung des Auerochsen und Tarpans. 

Hitler ernannte Göring mehrmals zu seinem Nachfolger, 

zuerst geheim im Dezember 1934. Seit dem 13. Dezember 

1934 gab es ein geheimes Gesetz über den Nachfolger des 

Führers und Reichskanzlers, laut dem Hitler seinen Nach-

folger selbst bestimmen konnte, solange es keine neue Ver-

fassung gab. Sechs Tage danach, in einem Geheimerlass vom 

19. Dezember 1934, der in einer späteren Abschrift auf den 

7. Dezember 1934 zurückdatiert wurde, bestimmte Hitler für 

den Fall seines Todes Göring als seinen Nachfolger: "Göring 

habe unmittelbar nach meinem Tode die Mitglieder der 

Reichsregierung, die Wehrmacht des Deutschen Reiches so-

wie die Formationen der SA und SS auf seine Person zu ver-

eidigen". Von diesem Geheimerlass gab es drei Exemplare, 

die bei Hitler, dem Reichswehrminister Werner von Blom-

berg und dem Chef der Reichskanzlei Hans Heinrich Lam-

mers verwahrt wurden. Göring sagte im Nürnberger Pro-

zess aus, er selbst sei damals nur mündlich informiert wor-

den. Die übrigen Reichsminister wurden im Jahr 1936 infor-

miert. Göring ließ es sich nicht nehmen, die Nachfolgerege-
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lung diskret anderen Personen mitzuteilen. Er präsentierte 

sich gelegentlich gegenüber ausländischen Diplomaten als 

"Führer- und Reichskanzler-Nachfolger", um sich selbst po-

litisch aufzuwerten. Ein weiterer Führererlass vom 23. April 

1938 bekräftigte Görings Status als designierter Nachfolger 

Hitlers. In seiner Rede vor dem Deutschen Reichstag am 1. 

September 1939 anlässlich des Überfalls auf Polen erklärte 

Hitler: "Sollte mir im diesem Kampfe nun etwas zustoßen, 

dann ist mein erster Nachfolger Parteigenosse Göring. Sollte 

Parteigenossen Göring etwas zustoßen, ist der nächste Nach-

folger Parteigenosse Heß." Bei Georg Elsers Sprengstoffat-

tentat am 8. November 1939 war Göring nicht anwesend und 

Hitler entkam nur um Minuten. Mit einem Erlass vom 29. 

Juni 1941 weitete Hitler die Regelung auf den Fall aus, "dass 

ich durch Erkrankung oder andere Ereignisse in der Erfül-

lung meiner Aufgaben, wenn auch nur vorübergehend, be-

hindert bin, ohne in der Lage zu sein, über die Ausübung 

meiner Befugnisse während der Zeit meiner Behinderung 

besondere Anweisungen zu treffen". Für den Fall einer sol-

chen "Behinderung" bestimmte er Göring als Stellvertreter 

"in allen meinen Ämtern". Auf diesen Erlass berief sich Gö-

ring, als er am 23. April 1945 in Berchtesgaden die Macht zu 

übernehmen versuchte. Ein weiterer Erlass vom 29. Juni 

1941 bestimmte nochmals Göring als Nachfolger für den Fall 

des Todes. Beide Erlasse wurden im Führerhauptquartier 

von Hitler und Reichskanzlei-Chef Lammers unterzeichnet. 

Am 10. April 1935 heiratete Göring in zweiter Ehe die 

Schauspielerin Emmy Sonnemann. Hitler war bei dieser 

Hochzeit Trauzeuge. Mit Emmy hatte er eine Tochter, Edda 
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Göring, die von 1938–2018 lebte. Nach seinen persönlichen 

Tagebuchaufzeichnungen sollte der Reichsjägerhof Romin-

ten ursprünglich Emmyhall heißen. 

Hitler befahl am 26. Februar 1935 Göring als Reichsminis-

ter der Luftfahrt, eine Luftstreitkraft aufzubauen, obwohl 

dies laut dem Versailler Vertrag nach wie vor verboten war. 

Am 1. Mai 1935 wurde die Luftwaffe offiziell gegründet. Gö-

ring, bisher ein General der Infanterie, wurde zum General 

der Flieger umernannt und war nun Oberbefehlshaber der 

Luftwaffe. Zu Hitlers Geburtstag am 20. April 1936 wurde er 

zum Generaloberst befördert. Ab 1936 unterzog Göring die 

wiederaufgerüstete Luftwaffe einem ersten Bewährungstest, 

als er die Legion Condor in einer verdeckten Operation zu-

gunsten von Francisco Franco im Spanischen Bürgerkrieg 

einsetzte. Für den Luftangriff auf Guernica am 26. April 1937 

war hauptsächlich die Legion Condor verantwortlich. 

Am 18. Oktober 1936 wurde Göring zum Beauftragten für 

den Vierjahresplan ernannt. Damit war er faktisch Wirt-

schaftsdiktator in Deutschland. Ein Ziel der Kriegsvorberei-

tungspolitik war, die Auslandsabhängigkeit bei Eisen und 

Stahl auf ein Minimum zu reduzieren. Zur Ausbeutung ge-

ringwertiger Eisenerze wurden am 15. Juli 1937 die Reichs-

werke Hermann Göring gegründet. Damit sollten "kriegs-

wirtschaftliche Erfordernisse gesichert werden, was nur un-

genügende Profitchancen für das Privatkapital bot". Den 

Wirtschaftsminister Hjalmar Schacht verdrängte er schnell. 

Von November 1937 bis Februar 1938 fungierte er selbst in 

diesem Amt und gestaltete das Ministerium in ein bloßes 

Exekutivorgan seiner Vierjahresplanbehörde um.  
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Die Reichswerke Hermann Göring, kurz HGW, waren ne-

ben der I.G. Farben und den Vereinigten Stahlwerke der 

größte deutsche Konzern im nationalsozialistischen Deut-

schen Reich. Für die historische Betrachtung der Zwangsar-

beit im "Dritten Reich" sind die HGW von zentraler Wichtig-

keit. In den HGW wurden auf Grundlage eines ausufernden 

Lager- und Verwaltungssystems alle Formen von Zwangs-

arbeit in Höchstzahlen angewendet, dies schloss die großan-

gelegte Ausbeutung von KZ-Häftlingen mit ein. Das Unter-

nehmen war 1944 der größte europäische Stahlkonzern. 

Gemeinsam mit Reinhard Heydrich inszenierte Göring 

Anfang 1938 gegen die Wehrmachtsspitze, Kriegsminister 

Werner von Blomberg und den Oberbefehlshaber des Hee-

res Werner von Fritsch eine Intrige, die sich zur Blomberg-

Fritsch-Krise auswuchs. Der eigentliche Hintergrund war, 

dass beide in mehreren Führerbesprechungen kritische Po-

sitionen zu den von Adolf Hitler vorgetragenen Kriegszielen 

zum Ausdruck gebracht hatten. In Folge nötigte er Blomberg 

zum Rücktritt, offenbar in der Hoffnung, den Oberbefehl 

über die Wehrmacht von ihm übernehmen zu können. 

Schließlich übernahm Adolf Hitler diesen selbst, und Göring 

wurde am 4. Februar 1938 zum Generalfeldmarschall beför-

dert. Nach Blombergs Rücktritt war Göring bis zum 19. Juli 

1940 der einzige Träger dieses Dienstgrades und wurde so-

mit zum ranghöchsten Offizier der Wehrmacht. 

Hitlers Kriegsplänen stand Göring intern skeptisch gegen-

über, da er deren Erfolgsaussichten bezweifelte. Hingegen 

äußerte er auf einer Besprechung mit Luftfahrtindustriellen 

auf seinem repräsentativen Anwesen Carinhall am 8. Juli 
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1938: "Wir müssen uns ganz klar darauf einstellen. Ich 

glaube, so wie die Lage ist, ist es zu 10, zu 15% so, dass sich 

irgendwie die Sache verhältnismäßig noch in kleineren Ak-

tionen lösen kann. Aber zu 80, 85, 90% bin ich überzeugt, 

dass es doch einmal einen größeren Kladderadatsch geben 

wird und dass wir dann einmal den großen Kampf machen 

müssen, den ich nicht scheue. Es kommt nur darauf an, dass 

nicht wieder schlapp gemacht wird. Dann ist Deutschland 

die erste Macht der Welt, dann gehört Deutschland der 

Markt der Welt, dann kommt die Stunde, wo Deutschland 

reich ist. Aber man muss was riskieren, man muss was ein-

setzen." 

1938, während der Sudetenkrise, arrangierte er hinter dem 

Rücken des Außenministers Joachim von Ribbentrop ge-

meinsam mit dem italienischen faschistischen Diktator Be-

nito Mussolini die Münchner Konferenz, in der die Vertreter 

der Entente und ihrer Verbündeten im Ersten Weltkrieg, also 

Italien, Großbritannien und Frankreich, unter Abwesenheit 

der nichtgeladenen Tschechoslowakei, zur Enttäuschung 

Hitlers nachgaben, um einen möglichen Krieg zu verhin-

dern. Im Vorfeld des Zweiten Weltkriegs wurde Göring des-

wegen außenpolitisch kaltgestellt, um nicht noch einmal 

Hitlers Pläne zu stören. 

Ein treibender Faktor in der eskalierenden antisemitischen 

Politik des NS-Regimes war Göring nicht, auch wenn er sich 

ihr nicht in den Weg stellte. Anders als viele andere Natio-

nalsozialisten sah er die größte Gefahr für Deutschland nicht 

im Weltjudentum, sondern in der Sowjetunion. Die "Juden-

frage" sah er vor allem unter ökonomischen Gesichtspunk-
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ten. Dies zeigte sich nach den Novemberpogromen, als er 

am 12. November eine Sitzung im Reichsluftfahrtministe-

rium einberief, um Maßnahmen zu beschließen, mit denen 

die reichsdeutschen Juden enteignet und zur Auswande-

rung gezwungen werden sollten. So schlug er vor, als Rache 

für das Attentat Herschel Grynszpans auf den deutschen Le-

gationssekretär Ernst Eduard vom Rath den deutschen Ju-

den eine Judenvermögensabgabe in Höhe von einer Milli-

arde Reichsmark aufzuerlegen. Durch die Verordnung zur 

Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsle-

ben und die Verordnung über den Einsatz des jüdischen Ver-

mögens sorgte er dafür, dass die wilde Arisierung staatlich 

geregelt und forciert wurde. Die Ausschreitungen, bei denen 

über 1.400 Synagogen zerstört, unzählige Geschäfts- und 

Wohnungseinrichtungen jüdischer Bürger zerstört wurden 

und 400 Tote zu beklagen waren, kommentierte er, es wäre 

ihm lieber gewesen, wenn "200 Juden erschlagen" worden 

wären, statt "solche Werte" zu vernichten. Am 11. Februar 

1939 wurde auf Weisung Görings die Reichszentrale für jü-

dische Auswanderung in Berlin eingerichtet, um die er-

zwungene Auswanderung der Juden aus dem ganzen Reich 

zu beschleunigen. Bis zum Westfeldzug im Mai und Juni 

1940 wurde Göring als Held der Luftwaffe gefeiert. Nach 

dem Sieg über Frankreich ernannte Hitler am 19. Juli 1940 

zwölf Generäle zum Generalfeldmarschall. Göring beför-

derte er im selben Monat von diesem Rang zum Reichs-

marschall des Großdeutschen Reiches, ein eigens für ihn ge-

schaffener, höchster Dienstgrad. In diese Zeit fällt auch seine 

Freundschaft zu seinem italienischen Amtskollegen Italo 
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Balbo.  Görings Beteiligung an der Vorbereitung und Durch-

führung des Holocaust ist durch einen Befehl vom 31. Juli 

1941 belegt, dessen Echtheit er auch im Nürnberger Prozess 

bestätigte. In diesem beauftragte er Reinhard Heydrich, alle 

notwendigen Vorbereitungen zur "Endlösung der Juden-

frage" zu treffen und einen "Gesamtentwurf" hierfür zu er-

arbeiten. Im Dezember 1941 berief dieser für den 20. Januar 

1942 die Wannseekonferenz ein, an der 15 hochrangige Ver-

treter des NS-Regimes teilnahmen, Göring nicht. Im Nürn-

berger Prozess stritt Göring jede Verantwortung und Kennt-

nis über den Holocaust ab. Nachdem ihm ein Film über ein 

Konzentrationslager gezeigt worden war, sagte er, er habe 

die genauen Zustände in den Lagern nicht gekannt, die Dar-

stellungen im Film halte er für übertrieben. 

In seiner Funktion als Beauftragter für den Vierjahresplan 

organisierte Göring die wirtschaftliche Ausbeutung der be-

setzten Gebiete. Dass dem von ihm mitverantworteten Hun-

gerplan Millionen von Menschen zum Opfer fallen würden, 

bezeichnete er als notwendig und erwünscht. So sagte er am 

25. November 1941 dem italienischen Außenminister Graf 

Ciano: "In diesem Jahr werden 20 bis 30 Millionen Menschen 

in Russland verhungern. Vielleicht ist es gut so, da be-

stimmte Völker dezimiert werden müssen." Die tatsächli-

chen Todesopfer der Hungerpolitik werden auf vier bis sie-

ben Millionen Zivilisten geschätzt, hinzu kommen etwa 2,6 

Millionen verhungerte kriegsgefangene Rotarmisten. 

Im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher 

bestätigte er, sich in einer Besprechung mit den Reichskom-

missaren für die besetzten Gebiete am 6. August 1942 in Be-



49 
 

zug auf das besetzte Frankreich unter anderem wie folgt ge-

äußert zu haben: "Früher schien mir die Sache doch verhält-

nismäßig einfacher zu sein. Da nannte man das Plündern. 

Da stand dem Betreffenden zu, das wegzunehmen, was man 

eroberte. Nun, die Formen sind humaner geworden. Ich ge-

denke trotzdem zu plündern, und zwar ausgiebig." 

Göring war als Sammler von Kunstwerken bekannt und 

berüchtigt. Es gab einen maßgeblich durch Spenden deut-

scher Großindustrieller gespeisten "Kunstfonds". Durch 

Raub und Erpressung, aber auch durch Kauf häufte er über 

4.000 Kunstobjekte an. Allein in Italien nahmen die Einkäufe 

Görings und Hitlers derartige Ausmaße an, dass die Regie-

rung den Verkauf von Kunstschätzen an Nicht-Italiener im 

September 1941 per Dekret verbot. Für die Sammlung wollte 

Göring seinen Landsitz Carinhall in der Schorfheide bei Ber-

lin in ein Museum, die Norddeutsche Galerie, umwandeln. 

Görings Sammelschwerpunkt war die Kunst des Mittelal-

ters und der Renaissance. Er arbeitete mit dem für Kunst-

raub bekannten Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg zusam-

men, der für ihn auch Tauschgeschäfte durchführte. Dabei 

tauschten Rosenbergs Leute beschlagnahmte Werke der Mo-

derne gegen Gemälde alter Meister ein. Zudem setzte er 

auch eine eigene Organisation, die "Devisenschutzkomman-

dos" ein, die in seinem Auftrag in besetzten Gebieten Kunst 

beschlagnahmte. Für ihn besorgten der Kunsthändler Walter 

Andreas Hofer und der ERR-Mitarbeiter Bruno Lohse auch 

Bilder aus beschlagnahmtem jüdischem Besitz. Seiner Bau- 

und Sammelleidenschaft kam eine ihm 1943 von Hitler ge-

währte Dotation in Höhe von 6 Millionen Reichsmark sehr 



50 
 

zustatten Von der Preußischen Schlösserverwaltung entlieh 

sich Göring ein Gemälde von August Weber, es tauchte nie 

wieder auf. Im Juni 1942 weihte er die nach ihm benannte 

Hermann-Göring-Meisterschule für Malerei in Kronenburg 

ein. Ebenfalls 1942 wurde während der deutschen Besatzung 

der Niederlande eine Jan Vermeer-Fälschung Christus und 

die Ehebrecherin an Göring verkauft, obwohl dieses Bild 

leicht als Fälschung hätte erkannt werden können, da es mit 

Kobaltblau eine Farbe enthielt, die es zu Vermeers Zeit noch 

nicht gab. 

Im Frühjahr 1945 wurden viele Kunstgüter der Sammlung 

nach Bayern transportiert. Bei Berchtesgaden wurden sie 

von vorrückenden Truppen der United States Army sicher-

gestellt. Über das 1945 von der Monuments, Fine Arts, and 

Archives Section erstellte Verzeichnis hinaus gab es später 

bedeutende Nachforschungsprojekte, die sich auch der Pro-

venienzforschung widmeten. Das erste vollständige Be-

standsverzeichnis der Kunstsammlung Hermann Görings 

stellte 2009 die US-Amerikanerin Nancy H. Yeide zusam-

men. 2015 wurde im Archiv des französischen Außenminis-

teriums eine komplette Liste mit den von Hermann Göring 

in Carinhall gehorteten Kunstwerken, der sogenannte Gö-

ring-Katalog, aufgefunden und veröffentlicht. 

Während der Luftschlacht um England fiel Göring wegen 

seiner katastrophalen Strategie mehr und mehr in Ungnade. 

1942 verlor er weiter an Einfluss, als seine Luftwaffe den ver-

heerenden Luftangriffen etwa auf Lübeck und auf Rostock 

und dem Tausend-Bomber-Angriff auf Köln kaum etwas 

entgegenzusetzen hatte. Vor dem Krieg soll Göring angege-
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ben haben, er wolle "Meier heißen, wenn auch nur ein einzi-

ges feindliches Flugzeug die deutsche Grenze überfliegen" 

werde. Ein Nachweis für dieses Zitat findet sich zwar nir-

gends, doch es wurde ihm jetzt höhnisch vorgehalten, und 

er bekam den Spitznamen "Hermann Meier". Göring ließ 

sich bei Hitlers Lagebesprechungen häufig vertreten, reiste 

viel umher und widmete sich seiner Sammel- und Jagdlei-

denschaft, an der Entwicklung des Krieges nahm er nur 

noch wenig Anteil. Göring war auch mitverantwortlich für 

das Debakel in der Schlacht von Stalingrad, weil er Hitler 

wider besseres Wissen zusagte, die Luftwaffe könne die ein-

geschlossene 6. Armee aus der Luft versorgen, was nicht 

funktionierte, weil die Piloten zu unerfahren und die Flug-

zeuge wegen des Wetters zu langsam waren. 

Am 23. Juli 1944, drei Tage nach dem Attentat vom 20. Juli 

1944, ordnete Göring nach Absprache mit Hitler an, dass für 

alle Wehrmachtsteile künftig nur noch der Hitlergruß als Eh-

renbezeigung zulässig sei. Am 20. April 1945 verließ Göring 

nach dem offiziellen Geburtstagsempfang für Adolf Hitler 

Berlin in Richtung Berchtesgaden. Er verabschiedete sich 

von Hitler mit der Begründung, dass in Süddeutschland 

wichtige Aufgaben auf ihn warteten. 

Laut Aussagen von Helmut von Hummel, Privatsekretär 

und Stellvertreter Bormanns auf dem Obersalzberg, habe 

Göring einen Tag vorher ein Telegramm von einem Flug-

platz in der Nähe Berlins an die neue Reichskanzlei gesen-

det. Daraufhin bot von Hummel seinen Worten nach an, das 

Telegramm noch einmal per Funk direkt in den Führerbun-

ker zu senden. Am 23. April 1945 gegen 1 Uhr nachts setzte 
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von Hummel, im Auftrag Görings, den Funkspruch an Hit-

ler ab. Göring teilte darin mit, General Karl Koller habe ihm 

aus zweiter Hand zugetragen, dass Hitler für allfällige Ver-

handlungen auf Göring verwiesen und dabei betont habe, 

Göring sei dazu leichter in der Lage als er selbst. Falls bis 22 

Uhr keine Antwort eintreffe, müsse er schließen, "dass Sie 

Ihrer Handlungsfähigkeit beraubt sind". Er werde sich dann 

verpflichtet fühlen, gemäß dem Erlass von 1941 als Stellver-

treter des Führers zu handeln. Zuvor soll Göring noch die 

ursprüngliche Uhrzeit des Ultimatums von 20.00 Uhr auf 

22:00 Uhr verlängert haben. Als Hitler bis zum Nachmittag 

nicht reagierte, schickte Göring ein zweites Telegramm, in 

dem er nachfragte: "Mein Führer, sind Sie einverstanden, 

dass ich nach Ihrem Entschluss, in Berlin zu bleiben und Ber-

lin zu verteidigen, auf Grund des Gesetzes vom 29. Juni 1941 

nunmehr die Gesamtführung des Reiches übernehme?" Er 

kündigte nochmals an, dass er "nach eigenem Ermessen" 

handeln werde, falls er bis 22 Uhr keine Antwort erhalte. 

Hitler interpretierte dies als versuchten Putsch und unter-

zeichnete einen von Martin Bormann aufgesetzten Funk-

spruch, wonach der Reichsmarschall seiner Ämter enthoben 

und sofort wegen Hochverrats zu verhaften sei. Göring 

wurde daraufhin auf dem Berghof von der dortigen SS-

Kommandantur festgesetzt. Der Öffentlichkeit gegenüber 

wurden die wahren Umstände verschleiert. Am 25. April 

meldete der Großdeutsche Rundfunk, Göring sei wegen 

Herzproblemen von all seinen Ämtern zurückgetreten. In 

den Innsbrucker Nachrichten vom 28. April war zu lesen: 

"Reichsmarschall Hermann Göring, der bereits seit längerer 
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Zeit an einem schweren, jetzt in ein akutes Stadium getrete-

nen Herzleiden erkrankt ist, hat den Führer gebeten, ihn von 

seinen Funktionen als Oberbefehlshaber der Luftwaffe zu 

entbinden. Der Führer hat dieser Bitte stattgegeben und Ge-

neraloberst Ritter von Greim unter gleichzeitiger Ernennung 

zum Generalfeldmarschall zum Oberbefehlshaber der Luft-

waffe ernannt." 

In seinem politischen Testament vom 29. April 1945 stieß 

Hitler Göring aus der NSDAP aus und entzog ihm "alle 

Rechte, die sich aus dem Erlass vom 29. Juni 1941 sowie aus 

meiner Reichstagserklärung vom 1. September 1939 ergeben 

könnten". An Görings Stelle ernannte er Großadmiral Karl 

Dönitz zu seinem Nachfolger als Reichspräsident und 

Oberster Befehlshaber der Wehrmacht. Bormann hatte dem 

zuständigen SS-Offizier auf dem Obersalzberg, Bernhard 

Frank, befohlen, Göring nach dem Fall der Reichshauptstadt 

Berlin hinzurichten. Nach seiner Befreiung aus der Haft fuhr 

Göring am 7. Mai 1945 in Richtung Burg Mauterndorf in Ös-

terreich. Da es unsicher war, ob es den sowjetischen Streit-

kräften nicht doch noch gelingen würde, ins Murtal, also bis 

in den Salzburger Lungau vorzustoßen, floh er nach Schloss 

Fischhorn im Salzburger Pinzgau und begab sich in die 

Hände der 36. US-Infanteriedivision unter dem Kommando 

von Brigadegeneral Robert Stack. Zuvor hatte sein Adjutant 

Oberst Bernd von Brauchitsch die Gefangennahme ausge-

handelt. Bei seiner Festnahme durch die Alliierten trug er 

zwei Koffer mit Paracodintabletten bei sich, die er suchtmä-

ßig konsumierte, nachdem er sie 1937 gegen Zahnschmerzen 

genommen hatte. Die US-Generäle John Dahlquist und Wil-
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liam W. Quinn vernahmen Göring. Dabei geschossene Pres-

sefotos sorgten später in der amerikanischen Bevölkerung 

für Unmut, da sie eine zu ungezwungene Gesprächsat-

mosphäre mit Göring suggerierten. 

Göring erwartete, dass man mit ihm als offiziellem Vertre-

ter des besiegten NS-Regimes über die Kapitulation verhan-

deln würde. Am 9. Mai gab er im Hauptquartier der 7. US-

Armee in Kitzbühel eine Pressekonferenz für die internatio-

nale Presse. Der Oberkommandierende der amerikanischen 

Truppen in Europa, General Dwight D. Eisenhower, war 

empört über dieses Benehmen: Er ließ die Berichte beschlag-

nahmen und befahl, Göring ins Gefängnis zu bringen. Dort 

wurde er auf Diät gesetzt und von seiner Drogensucht ent-

wöhnt. Am 21. Mai 1945 wurde Göring in Begleitung seiner 

Frau Emmy und seiner Tochter Edda in das geheime US-La-

ger Camp Ashcan im luxemburgischen Bad Mondorf ge-

bracht, in dem zwischen Mai und September 1945 ein Groß-

teil der bis dahin gefangenen NS-Funktionäre und hochran-

gigen Militärs festgehalten und verhört wurde. 

Ab November 1945 war Göring als ranghöchster National-

sozialist in Nürnberg angeklagt. Nach seinem Drogenentzug 

wirkte er auf viele Protagonisten des Nürnberger Prozesses 

lebendiger und schlagfertiger als in all den Jahren des Drit-

ten Reiches zuvor. Er wurde in allen vier Anklagepunkten 

schuldig gesprochen und zum Tod durch Hängen verurteilt. 

Göring stellte beim Gericht den Antrag, erschossen zu wer-

den, was aber abgelehnt wurde. Am 15. Oktober 1946, in der 

Nacht vor dem Hinrichtungstermin, entzog sich Göring der 

Vollstreckung des Urteils durch Selbsttötung mit einer Zy-
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ankali-Giftkapsel. Wenige Stunden später wurden zehn an-

dere Verurteilte gehängt. Die Leichname Görings und der 

zehn Hingerichteten wurden im Städtischen Krematorium 

auf dem Münchner Ostfriedhof eingeäschert und die Asche 

in den Isar-Zufluss Wenzbach gestreut. 

Göring hinterließ einen Abschiedsbrief an den Gefängnis-

kommandanten, in dem er den Plan seiner Selbsttötung be-

schrieb. Demnach habe er von Anfang an drei Zyankalikap-

seln bei sich gehabt. Eine versteckte er so, dass sie gefunden 

werden konnte, eine weitere so gründlich, dass sie nicht ge-

funden wurde, während des Nürnberger Prozesses hatte er 

diese Kapsel bei sich im Stiefel. Die dritte Kapsel befand sich 

in einer Dose mit Hautcreme in Görings Gepäck, auf die er 

durch den amerikanischen Offizier Jack G. Wheelis Zugriff 

hatte. Woher Göring das Gift hatte, wurde bald Gegenstand 

zahlreicher Spekulationen. Erich von dem Bach-Zelewski, 

ein ehemaliger Obergruppenführer der Waffen-SS, behaup-

tete in der Untersuchungshaft, es sei von ihm. Er habe schon 

vor Beginn des Prozesses den Kontakt zu Göring gesucht 

und ihm im Korridor das Gift in einem Stück Seife zuge-

steckt. Diese Behauptung belegte Bach-Zelewski damit, dass 

er den Amerikanern 1951 eine weitere Ampulle lieferte, de-

ren Glas aus derselben Herstellungsserie stammte wie die 

Splitter, die in Görings Mundhöhle gefunden worden wa-

ren. Nach einer anderen Version soll Jack G. Wheelis, ein 

Leutnant der US Army, mit dem sich Göring angefreundet 

hatte, ihm das Gift zugesteckt haben. Anfang 2005 meldete 

sich schließlich der ehemalige Wachsoldat Herbert Lee Sti-

vers, der bei den Nürnberger Prozessen seinen Dienst getan 
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hatte, und behauptete, dass er damals von einer Frau und 

einem Mann gebeten worden sei, Göring Notizen und eine 

in einem Füllfederhalter versteckte Kapsel zuzustecken. 

Diese hätten ihm gesagt, dass Göring ein sehr kranker Mann 

sei und Medizin benötige. Stivers sei seit dem Bekanntwer-

den von Görings Suizid davon überzeugt, dass es sich bei 

der "Medizin" um das Zyankali für die Selbsttötung gehan-

delt hatte. Aus Furcht vor Strafverfolgung habe er bis dahin 

geschwiegen. Für sein Streben nach Auszeichnungen, seine 

Sammelleidenschaft und seine Vorliebe für Prunk bekannt, 

ließ er Gemälde, die ihm gefielen, konfiszieren. Trotz der an-

gespannten Lage der deutschen Streitkräfte in der Sowjet-

union feierte Göring seinen 50. Geburtstag 1943 mit enor-

mem Aufwand und forderte vom Finanzminister zwei Mil-

lionen Reichsmark zur Vergrößerung von Carinhall. Hitler 

kannte und duldete diese Forderungen. In der ostpreußi-

schen Rominter Heide hielt er, auch mit ausländischen Gäs-

ten, große Jagden ab. Oberforstmeister Walter Frevert be-

richtete in seinen Büchern über Görings Jagdneid, wenn ei-

ner seiner Gäste einen zu starken Hirsch geschossen hatte. 

Wie Hitler und Himmler unterstanden auch Göring be-

waffnete "Elite-Einheiten": Die SA-Standarte "Feldherrn-

halle", deren "Ehren-Standartenführer" er wurde, und das 

Polizeiregiment "General Göring", das später in die Luft-

waffe überführt und während des Krieges zum Fallschirm-

Panzerkorps "Hermann Göring" ausgebaut wurde. Göring 

war Ehrenbürger zahlreicher deutscher Städte.  Im Zuge sei-

ner Verurteilung als einer der Hauptschuldigen im Nürnber-

ger Prozess verlor Göring alle Ehrenbürgerschaften.  
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Hinweise 
- Die geschichtlichen Ereignisse in diesem Buch haben sich 

tatsächlich zugetragen. Die Recherchen erfolgten in erhältli-

cher Literatur, im Internet, insbesondere bei Wikipedia. 

- Texte zu geschichtlichen Ereignissen wurden vom Autor 

bearbeitet, aber häufig direkt von Wikipedia übernommen, 

um die geschichtlichen Ereignisse nicht zu verfälschen. Ge-

legentlich wurden solche Textpassagen bei Bedarf gekürzt 

oder auch aktualisiert. 

- Ich bedanke mich bei unzähligen Verfassern, Historikern 

und Autoren, die Schriften, Bücher und Kommentare zu der 

Zeit des Nationalsozialismus für die Nachwelt erhalten ha-

ben. Alle aufzuzählen ist leider nicht möglich. 
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